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Abstract 

Das Forschungsprojekt „Flucht als Sicherheitsproblem“ analysiert das Ausmaß und die Entwick-
lung der registrierten Kriminalität und der Viktimisierungserfahrungen von Geflüchteten in Nord-
rhein-Westfalen und stellt die Befunde in einen Zusammenhang mit dem subjektiven Sicherheits-
gefühl der Bevölkerung. Gegenstand des sechsten Arbeitspapiers ist die ausführliche Darstel-
lung der zwischen 2014 und 2016 registrierten Kriminalität von Geflüchteten in ausgewählten 
Städten und Kommunen in NRW. Dabei wird die Struktur der registrierten Kriminalität von Ge-
flüchteten unter Berücksichtigung des Aufenthaltsstatus und der Unterkunftssituation darge-
stellt. Die Ergebnisse werden zudem durch Aussagen von Expert*innen aus den Bereichen Polizei 
und Flüchtlingsarbeit kontextualisiert und anhand anderer Studien diskutiert. 
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1. Einleitung 

Die folgende Analyse ist auf die registrierte Kriminalität in der Zeit von 2014 bis 2016 in Nord-
rhein-Westfalen gerichtet. In dieser Zeit beherrschten die Themen Migration, Integration und Si-
cherheit sowie die damit zusammenhängenden Fragen der Kriminalität durch die neu nach 
Deutschland bzw. Europa migrierten Personen die Medienlandschaft und Politik. Schwerpunkt 
der Kriminalitätsberichterstattung war die Zunahme der in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) dokumentierten Absolutzahl der registrierten Straftaten (vgl. BKA 2018), die vorwiegend 
durch den Zuzug von Geflüchteten verursacht wurde. Abgesehen von besonders medienpräsen-
ten und emotionsauslösenden Gewaltdelikten (vgl. Pfeiffer et al. 2018) wurde die Struktur der 
Kriminalität von Geflüchteten dabei nur wenig thematisiert. Berücksichtigt man, dass die PKS 
keine Abbildung der Kriminalitätswirklichkeit, sondern in erster Linie einen Arbeitsnachweis der 
Polizei darstellt (vgl. Feltes 2016), müssen die registrierten Zahlen eingeordnet und interpretiert 
werden. Hierzu gehört zum einen eine differenzierte Analyse der Deliktsstruktur der erfassten 
Kriminalität von Geflüchteten (vgl. Walburg 2016; Haverkamp 2016). Nur wenige Projekte kön-
nen dabei auf polizeiliche Datensätze zurückgreifen und diese mit Informationen aus anderen 
Datensätzen anreichern.1 Zum anderen ist für die Analyse die Berücksichtigung der konkreten 
Lebenslagen der Geflüchteten notwendig, die nicht durch deren Staatsangehörigkeit (vgl. Feltes 
et al. 2016) bestimmt wird, sondern zuvorderst durch Faktoren wie Bildung, soziales Umfeld, 
Aufenthaltsstatus und Unterbringungssituation. Es gilt also zu beachten, dass Hellfeldanalysen 
nicht bloß anhand der vorgegebenen Variablen ausgewertet werden dürfen, sondern mit anderen 
Daten interpretiert werden müssen. 

Grundlage der folgenden Analyse sind polizeiliche erfasste Straftaten aus 16 ausgewählten 
Städten und Kommunen in NRW im Zeitraum zwischen 2014 und 2016 (s. Abschnitt 3.2.1). Dabei 
wird zwischen Aufenthaltsstatus und Unterbringungssituation in Unterkünften differenziert (Ka-
pitel 2). In Kapitel 3 werden die Hell- und Dunkelfeldproblematik, die besonderen Erfassungsmo-
dalitäten der PKS sowie die Zusammensetzung des Datensatzes diskutiert, der der Analyse zu-
grunde liegt. Außerdem werden die vier Fokusgruppeninterviews mit 17 Teilnehmenden aus der 
Flüchtlingsarbeit und der Polizei beschrieben, mit deren Ergebnissen die Datenauswertung ab-
geglichen wurde. Daran schließt sich die deskriptive Analyse und Interpretation der Deliktsstruk-
turen (Kapitel 4 und 5) sowie der Deliktsstrukturen im Zusammenhang mit der Form der Unter-
bringung an (Kapitel 6 und 7). Die Interpretation und Kontextualisierung der Polizeidaten wird 
anhand aktueller Studien und der Ergebnisse der Fokusgruppeninterviews durchgeführt. Zum 
Abschluss werden die Ergebnisse zusammengeführt und in Hinblick auf weitere kriminologische 
Befunde und Forschungsdesiderate diskutiert (Kapitel 8). Auf Grundlage dieser Diskussionen sol-
len zudem erste Handlungsempfehlungen formuliert werden. 

 

2. Untersuchungsbereiche 

In diesem Kapitel werden die relevanten Begrifflichkeiten erörtert. Hierzu werden das Asylver-
fahren, die rechtlichen Möglichkeiten und die Restriktionen der Personen mit und ohne legalen 
Aufenthaltstitel dargestellt. Außerdem werden die polizeiliche Definition und Entwicklung des 

                                                           
1 Vgl. Glaubitz & Bliesener 2018 für eine Auswertung mit Daten aus Schleswig-Holstein; vgl. auch Roy-
Pogodzik et al. 2019 hinsichtlich der Grenzen der Zusammenführung mit dem polizeilichen Datensatz e-
CEBIUS, den Informationen aus dem Einsatzleitsystem der Polizei Nordrhein-Westfalen. 
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Begriffs „Zuwanderer“ vorgestellt. Daran anschließend wird der Begriff „Geflüchtete“ herausge-
arbeitet, der dieser Analyse zugrunde liegt (Abschnitt 2.1.). Im Anschluss werden der besondere 
Betrachtungszeitraum sowie die Informationen zur Unterbringungssituation (Abschnitt 2.2) mit 
den daraus resultierenden forschungsleitenden Fragestellungen dargelegt (Abschnitt 2.3). 

2.1 Geflüchtete und deren Aufenthaltstitel 

Als Flüchtlinge – oder sprachlich neutraler – Geflüchtete2 werden Menschen bezeichnet, die auf-
grund der sozialen, wirtschaftlichen oder politischen Bedingungen bzw. aufgrund eines Krieges 
oder Bürgerkrieges ihr Heimatland verlassen mussten und anderenorts Schutz suchen. Im enger 
gefassten völkerrechtlichen Sinne fällt gemäß Art. 1 A Nr. 2 der Genfer Flüchtlingskonvention 
(GFK) unter den Begriff „Flüchtling“ nur diejenigen Person, „die […] aus der begründeten Furcht 
vor Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten so-
zialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung sich außerhalb des Landes befindet, 
dessen Staatsangehörigkeit sie besitzt, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen 
kann oder wegen dieser Befürchtungen nicht in Anspruch nehmen will […]”. Die Gruppe derjeni-
gen Menschen, die ihre Heimatstaaten verlassen haben und in Deutschland Schutz suchen, ist 
schon in Anbetracht der unterschiedlichen Fluchtursachen äußerst heterogen.3 

2.1.1 Asylbewerber*innen, Schutzberechtigte und Personen ohne legalen Aufenthaltstitel 

Im Asylverfahren wird entschieden, ob Asylbewerber*innen Asyl im Sinne des Art. 16a GG bzw. 
internationaler Schutz nach den EU-rechtlichen Vorgaben gewährt oder ihnen eine andere 
Schutzform zuerkannt wird. Auf Grundlage der in der Anhörung zum Asylentscheid geschilderten 
Erlebnisse und Umstände im Heimatland entscheidet das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF), ob ein und ggf. welcher Aufenthaltstitel erteilt wird. Nach der offiziellen Registrie-
rung und vor der Entscheidung über den Asylantrag sind Schutzsuchende mit einem offenen 
Schutzstatus Asylbewerber*innen.  

Wurde ein Schutzstatus erteilt, ist die Person entweder ein*e: 

• anerkannter Flüchtling 
• anerkannte*r Asylberechtigte*r 
• international Schutzberechtigte*r 
• national Schutzberechtigte*r 
• Geduldete*r ( bzw. vorübergehende Aussetzung der Abschiebung4) 

                                                           
2 Der Begriff „Geflüchtete*r“ wird dem Begriff „Flüchtling“ trotz dessen rechtlicher Verankerung aus 
sprachlichen Gründen vielfach vorgezogen, da erstens die Endung „-ling“ als Verniedlichung missverstan-
den werden kann und zweitens mit dem Begriff das männliche Geschlecht assoziiert wird (vgl. Rummel 
2017). 
3 Die Gruppe der Geflüchteten variiert außer im Hinblick auf Fluchtursachen auch hinsichtlich Kultur, Re-
ligion, Bildung, Beruf und den sozialen Status. Viele dieser Faktoren werden in der kriminologischen For-
schung als Einflussgrößen für deviantes Verhalten untersucht. Aufgrund der Struktur der Daten können 
diese Eigenschaften nicht analysiert werden. Ausführlich zu kulturellen und religiösen Einflüssen auf das 
deviante Verhalten von Geflüchteten und Migrant*innen etwa Walburg (2018). 
4 Geduldete Personen haben keinen Aufenthaltstitel und sind ausreisepflichtig. Von der Ausreisepflicht 
wird (vorübergehend) aber bspw. aus Gründen der Verfolgung im Heimatland abgesehen. 
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Je nach Aufenthaltstitel ergeben sich Unterschiede hinsichtlich der gewährten Aufenthalts-
dauer, des Zugangs zum Arbeitsmarkt und zu Integrationskursen, von Leistungsansprüchen und 
der Möglichkeit des Familiennachzugs (s. Tab. 1). 

Im Zusammenhang mit Geflüchteten werden immer wieder auch Menschen ohne legalen Auf-
enthaltstitel5 als Teilgruppe aufgeführt. Diese Personengruppe dürfte eine erhebliche Heteroge-
nität im Hinblick auf Schicksale und Lebensumstände aufweisen. Mangels behördlicher Erfas-
sung ist jedoch wenig über die genaue Größe und Zusammensetzung dieser Gruppe bekannt.6 
Aufenthaltsrechtlich handelt es sich um Personen, die nach § 14 Abs. 1 AufenthG illegal nach 
Deutschland eingereist sind und/oder sich nach § 4 Abs. 1 AufenthG illegal in Deutschland auf-
halten.7 Insgesamt reisen bis auf die sog. Kontingentflüchtlinge Geflüchtete in der Regel illegal 
nach Deutschland ein, wobei der Grenzübertritt und Aufenthalt in diesem Fall jedoch nicht straf-
bar ist (§ 95 Abs. 5 AufenthG und Art. 31 GFK).  

2.1.2 Geflüchtete in der Polizeilichen Kriminalstatistik 

In der PKS werden Personen mit einem Schutzstatus nicht explizit erfasst, sondern stattdessen 
unter dem Begriff „Zuwanderer“ subsumiert.8 Die Entwicklung und der inhaltliche Gehalt des 
„Zuwanderer“-Begriffs wird in Tabelle 2 dargestellt.9Auf die Auswirkungen der wechselnden Er-
fassungsrichtlinien der Polizei in den Jahren 2014, 2015 und 2016 auf die Analyse von Geflüch-
teten als Tatverdächtigen und Opfern wird in Abschnitt 3.2.4. eingegangen. 

  

                                                           
5 Die Bezeichnung „Menschen ohne legalen Aufenthaltstitel“ ist aus guten Gründen umstritten, genauso 
wie die vielen alternativen Begrifflichkeiten. Hier soll diese Begrifflichkeit dennoch verwendet werden, da 
sie, wie Hollstein (2017) ausführt, am prägnantesten beschreibt, „worin das entscheidende Merkmal dieses 
Migrationstypus besteht“ (S. 29). Der Begriff fokussiert die aufenthaltsrechtliche Regelung, sich außerhalb 
der Rechtsgemeinschaft zu befinden, wodurch sich für die Betroffenen singuläre Kontextbedingungen im 
Sinne der Lebensumstände und -perspektiven ergeben (ebd.). 
6 Das Phänomen ist vergleichsweise jung: Bis in die 1960er Jahre war es üblich, Menschen ohne legalen 
Aufenthaltstitel in Deutschland zu legalisieren und erst 1973 findet der Begriff der „illegalen Migration“ in 
Deutschland Erwähnung (Hollstein 2017: 35 resp. 23). 
7 Dies betrifft Menschen, die ohne Aufenthaltserlaubnis nach Deutschland eingereist sind und (noch) kei-
nen Asylantrag gestellt haben, deren Asylantrag abgelehnt wurde, die keine Duldung erhalten haben, de-
ren Visum oder Aufenthaltstitel abgelaufen ist und die demnach ausreisepflichtig sind (Hollstein 2017: 
25 f.). Personen, deren Asylantrag abgelehnt wurde, die jedoch eine Duldung erhalten haben, gelten offizi-
ell als Personen ohne legalen Aufenthaltstitel, deren Abschiebung jedoch ausgesetzt wurde. „Das Beispiel 
verdeutlicht eine Grauzone, mit der Unklarheiten bei der Festlegung und Wahrnehmung illegaler Migration 
einhergehen können“ (Hollstein 2017: 26). 
8 Ausführlich dazu Roy-Pogodzik et al. 2019. 
9 Zu Erfassungsmodalitäten des „Zuwanderer“-Begriffs ausführlich Goeckenjan et al. (2020). 



 
 

8 
 
 

Tabelle 2: Inhalt und Entwicklung des polizeilichen „Zuwanderer“-Begriffs von 2015 bis 2018  

2.1.3 Definition „Geflüchtete“ in der folgenden Analyse 

In der folgenden Analyse wird ein weit gefasster Geflüchtetenbegriff zugrunde gelegt, der alle 
Personen mit den zuvor beschriebenen Aufenthaltstiteln (Abschnitt 2.1.1) umfasst. Zudem wer-
den auch Personen einbezogen, die ohne legalen Aufenthaltstitel in Deutschland registriert wur-
den. Da sich aus den polizeilichen Daten in aller Regel weder Gründe für das Verlassen des Her-
kunftslandes ableiten lassen noch dafür, warum kein Schutzstatus beantragt bzw. gewährt 
wurde, lässt sich nicht ausschließen, dass auch bei dieser Personengruppe eine Zwangslage zur 
Migration geführt hat. Außerdem wird auch diese Gruppe in der kriminalpolitischen Debatte in 
der Öffentlichkeit und Politik thematisiert (vgl. Hollstein 2017: 41 ff.; Albrecht 2006). 

Hinsichtlich der als Opfer registrierten Personen kann der so gefasste Geflüchtetenbegriff jedoch 
nur eingeschränkt angewendet werden, da bei diesen keine Aufenthaltstitel erfasst werden. 

In der folgenden Darstellung der Ergebnisse werden daher Personen als Geflüchtete bezeichnet, 
die  

1. den rechtlichen Status einer Duldung besitzen (bzw. vorübergehend eine Aussetzung der 
Abschiebung besteht),  

2. sich ohne legalen Aufenthaltstitel in Deutschland befinden 
3. Asylbewerber*innen sind oder  
4. schutzberechtigt mit folgenden Aufenthaltstiteln sind: Kontingentflüchtlinge, Asylbe-

rechtigte oder international und national Schutzberechtigte.  

Diese vier Gruppen werden in der Darstellung unserer Ergebnisse unterschieden, wobei die vierte 
Gruppe in den Auswertungen unter dem Begriff der „Schutzberechtigten“ zusammengefasst 
werden soll. 

Die Zuordnung der Geflüchteten orientiert sich an den polizeilich erfassten Aufenthaltstiteln, da 
die Analyse auf Hellfelddaten der Polizei NRW von 2014 bis 2016 (vgl. Tab. 2) aufbaut und kein 
weiterer Datensatz für eine differenziertere Analyse der Aufenthaltstitel (vgl. Glaubitz & Bliese-
ner 2019) herangezogen werden konnte. 

 2015 (BKA 2016) 2016 (BKA 2017) 2017 (BKA 2018) 2018 (BKA 2019a) 

Definition  
„Zuwanderer“ 

Asylbewerber*in Asylbewerber*in Asylbewerber*in Asylbewerber*in 
Kontingentflücht-
ling/ Bürgerkriegs-
flüchtling 

Kontingentflücht-
ling/ Bürgerkriegs-
flüchtling 

Kontingent-
flüchtling Schutzberech-

tigte*r und Asyl-
berechtigte*r, 
Kontingentflücht-
ling   

International/Na-
tional Schutz- 
und Asylberech-
tigte 

Geduldete*r Geduldete*r Geduldete*r Geduldete*r 
Person mit uner-
laubtem Aufent-
halt 

Person mit uner-
laubtem Aufent-
halt 

Person mit uner-
laubtem Aufent-
halt 

Person mit uner-
laubtem Aufent-
halt 

Sammelkategorie 
„Sonstiger er-
laubter Aufent-
halt“, u.a.: 

International/Nati-
onal Schutz- und 
Asylberechtigte*r 

International/Nati-
onal Schutz- und 
Asylberechtigte*r 
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2.2 Der Betrachtungszeitraum 2014 bis 2016 

Der Analysezeitraum der Studie umfasst die Jahre 2014 bis 2016 in 16 ausgesuchten Städten, 
Kommunen und Landkreisen in NRW.10 Während dieser Zeit wurden in Deutschland offiziell rund 
1,3 Millionen schutzsuchende Personen11 aufgenommen, wobei Nordrhein-Westfalen mit über 
300.000 die höchste Anzahl an Geflüchteten in diesem Zeitraum untergebracht hat.12 Darunter 
waren vorwiegend junge Männer.13 Dieser Zeitraum wurde aus verschiedenen Gründen gewählt. 
Erstens war die hohe Anzahl an Aufnahmen an Geflüchteten beispiellos in der jüngeren Vergan-
genheit Deutschlands. Zweitens führte der starke Anstieg von schutzsuchenden Personen zeit-
weise zu einer Überforderung der Verwaltung. So konnte das zuständige Bundesamt (BAMF) die 
hohen Zuwanderungszahlen personell zunächst kaum bewältigen und die Bundesländer, Städte 
und Kommunen waren bei der Unterbringung der Geflüchteten überfordert. Die regulären Unter-
bringungseinrichtungen waren überlastet und es wurden zahlreiche Notunterkünfte in dieser Zeit 
geschaffen, um alle Schutzsuchenden unterzubringen. Bewohner*innen der Sammelunterkünfte 
waren jedoch nicht nur Asylbewerber*innen, sondern ebenfalls Personen mit diversen Aufent-
haltstitel (s. Tab. 1), die keine Wohnung gefunden oder erhalten haben. Drittens und vor allem 
aber wurde der Untersuchungszeitraum gewählt, weil in dieser Zeit eine intensive gesellschaft-
liche Diskussion über die Aufnahme von Geflüchteten und die von ihnen begangenen Straftaten 
stattfand, die anlässlich der Ereignisse in der Silvesternacht 2015/2016 auf der Kölner Dom-
platte eskalierte. 

Studien zur Lage in den Unterkünften in Deutschland schildern für diesen Zeitraum eine ange-
spannte Situation, in der es keine Privatsphäre für Individuen und Familien gab, eine ständige 
Lärmkulisse herrschte, in der Regel wenige oder keine abschließbaren Räume vorzufinden wa-
ren, vulnerable Gruppen (Kinder, Frauen oder LSBT*I-Personen) keine entsprechenden Schutz-
standards oder keine Geschlechtertrennung in Schlafräumen und Hygieneeinrichtungen vorfan-
den u.a.m. (vgl. Christ et al. 2017; Engelmann & Rabe 2017; Lebuhn 2016; Rabe 2015).  

2.3 Bedeutung der Aufenthaltstitel und des Betrachtungszeitraums für die Interpretation 
der Ergebnisse 

Die Darstellung der verschiedenen Aufenthaltstitel und des Betrachtungszeitraums zeigt, dass 
sich die Situation Geflüchteter im Hinblick auf die rechtlichen Möglichkeiten und Restriktionen in 
der deutschen Gesellschaft anzukommen oder nachhaltig an ihr zu partizipieren teils erheblich 
unterscheiden.14 Hinzu kommen Unterschiede in kultureller, sozialer und beruflicher Hinsicht, 
auf die aufgrund der Begrenzungen der Datenbasis nicht eingegangen werden kann. 

Die Themen Migration und Kriminalität rückten aufgrund der Zuwanderung von Geflüchteten in 
den Jahren 2014 bis 2016 auch in den Fokus der kriminologischen Forschung (vgl. Haverkamp 
2016; Walburg 2016; Feltes et al. 2017; Glaubitz & Bliesener 2019). Die Auswertungen beschäf-
tigten sich mehrheitlich mit Hellfeldstatistiken erfasster Kriminalität von Nichtdeutschen oder 

                                                           
10 Ausführlich zu Auswahlkriterien der 16 Städte, Kommunen und Landkreise Feltes et al. 2017: 9 f. 
11 Die Zahl bezieht sich auf die erfolgten Erstanträge in Deutschland von 2014 bis 2016 (BAMF 2017: 13). 
12 Die Anzahl der Erstanträge in NRW in den Jahren 2014 bis 2016 betrug 303 538. Im Vergleich dazu 
wurden in Bayern 175 309 Erstanträge gestellt (vgl. BAMF 2015, 2016, 2017).  
13 Von allen Erstantragstellenden von 2014 bis 2016 waren rund 66 % männlich und im Alter zwischen 0 
bis 30 Jahre (BAMF 2015, 2016, 2017). 
14 Ausführlich dazu Söhn & Marquardsen 2017. 
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spezifischer von Personen mit unterschiedlichen Aufenthaltstiteln bzw. ohne legalen Aufent-
haltstitel in Deutschland und analysierten u.a. die Tatverdächtigen- und Deliktsstrukturen. Dabei 
wird auch darauf hingewiesen, dass Geflüchtete nicht nur als Täter bzw. Tatverdächtige, sondern 
ebenso als mögliche Betroffene bzw. Opfer von Straftaten betrachtet werden müssen (vgl. Wet-
zels et al. 2018). Im Blickpunkt der folgenden Analyse der registrierten Kriminalität sollen daher 
neben den Delikts- und Tatverdächtigenstrukturen von tatverdächtigen Geflüchteten auch Ge-
flüchtete als Opfer stehen.  

Nach dem Stand der kriminologischen Forschung entscheidet vor allem die jeweilige Lebenslage 
darüber, ob Menschen sich deviant bzw. kriminell verhalten (Albrecht 2006; Feltes et al. 2016). 
Die Lebenslagen von Geflüchteten werden maßgeblich über deren Aufenthaltsstatus bestimmt. 
Daher kann man davon ausgehen, dass der Aufenthaltsstatus einen wesentlichen Einfluss auf 
die erfasste Kriminalität bzw. auf die Delikts- und Tatverdächtigenstruktur der erfassten Straf-
taten hat. Darüber hinaus wird die Lebenssituation mutmaßlich auch wesentlich durch die jewei-
lige Form der Unterbringung bestimmt, die durch das Asyl- und Aufenthaltsrecht geprägt ist, 
sodass auch diese einen Einfluss auf die Kriminalität bzw. auf die Deliktsstruktur der registrierten 
Kriminalität von tatverdächtigen Geflüchteten haben kann (vgl. Althoff & de Haan 2004; Walburg 
2016). 

Daher ergeben sich folgende Fragestellungen: 

(1) Welche Struktur weist die registrierte Kriminalität von Geflüchteten auf? Welche soziodemo-
grafischen Daten liegen zu Tatverdächtigen und Opfern vor?  

(2) Unterscheidet sich die erfasste Kriminalität der tatverdächtigen Geflüchteten von der allge-
meinen Deliktsstruktur der registrierten Kriminalität im PKS-Bericht NRW und welche Rolle 
spielt dabei der Aufenthaltsstatus?  

(3) Spielt die Örtlichkeit Asylbewerberunterkunft für die registrierte Kriminalität eine Rolle? 

 

3. Allgemeines zum vorliegenden Datensatz, zur PKS und zum weiteren Vorgehen 

Die von uns verwendeten Datensätze wurden aus Hellfelddatensätzen der Polizei generiert (vgl. 
Feltes et al. 2017; Roy-Pogodzik et al. 2019). Daher muss bei der Betrachtung dieser Daten die 
Hell- und Dunkelfeldproblematik berücksichtigt werden.15 Insbesondere bei Geflüchteten als 
Tatverdächtige oder Opfern müssen die angezeigten Straftaten und somit die Erfassungsmoda-
litäten der PKS-Fälle berücksichtigt werden, wie im Folgenden dargestellt werden soll. 

3.1 Anzeigeverhalten und Kontrollintensität 

Gerade bei Geflüchteten kommt dem Anzeigeverhalten der Bevölkerung und der Kontrollinten-
sität der Polizei eine besondere Bedeutung zu. Das Anzeigeverhalten ist allgemein ausschlagge-
bend dafür, welche Fälle in der PKS erfasst werden und welche Fälle im Dunkelfeld verbleiben. 
Die Anzeigebereitschaft von Geschädigten variiert dabei je nach Deliktsgruppe. So ist die Anzei-
gebereitschaft etwa bei vollendetem Wohnungseinbruch besonders hoch, weil die Inanspruch-
nahme von Versicherungsleistungen in der Regel von einer Anzeige abhängt (vgl. Birkel et al. 

                                                           
15 Ausführlicher dazu Fluchtpunkt 1. 
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2019: 40). Auch kann sich die Anzeigebereitschaft für bestimmte Delikte aufgrund gesellschaft-
licher Veränderungen im Laufe der Zeit wandeln.16 Allgemein besehen ist von einer über die letz-
ten Jahrzehnte hinweg deutlich angestiegenen Anzeigebereitschaft in der Bevölkerung auszuge-
hen, wobei sich auch die Motive geändert haben (vgl. Feltes & Reiners 2019).  

Gegenüber Nichtdeutschen kann die Anzeigebereitschaft aus verschiedenen Gründen erhöht 
sein. So hat eine Analyse von staatsanwaltlichen Ermittlungsakten mit nichtdeutschen Tatver-
dächtigen ergeben, dass der Tatverdacht häufig mangels Beweise nicht bestätigt werden konnte. 
Vermutet wurde, dass die nichtdeutschen Tatverdächtigen nicht etwa geschickter vorgegangen 
sind, sondern dass sie häufiger fälschlich wegen einer Tat angezeigt wurden (vgl. Mansel 2008). 

Gründe, die für eine erhöhte Anzeigebereitschaft gegenüber Nichtdeutschen angeführt werden, 
sind u.a. sprachliche Probleme in Situationen, die ansonsten informell im Dialog mit Betroffenen 
hätten geklärt werden können sowie die größere Anonymität im urbanen Raum, in dem Personen 
mit nichtdeutscher Staatsangehörigkeit häufiger leben (vgl. Steinwand 2010: 95). Was die Be-
reitschaft von Nichtdeutschen, speziell von Asylbewerber*innen und Personen ohne Aufenthalts-
titel betrifft, ihrerseits Anzeige zu erstatten, so dürfte sie geringer ausfallen als bei Deutschen. 
Gründe für die mutmaßlich größere Zurückhaltung können befürchtete negative Auswirkungen 
auf das Asylverfahren sein oder schlechte Erfahrungen mit staatlichen Institutionen im Her-
kunftsland oder auf der Flucht, die zu einem Verlust des Vertrauens in Polizei und Justiz geführt 
haben (vgl. Enzmann 2015: 512). Hellfeld-Opferstatistiken dieser Bevölkerungsgruppe geben da-
her wenig Auskunft über das tatsächliche Ausmaß der Viktimisierung. Auch wenn ein Verzer-
rungsfaktor nicht exakt angegeben werden kann, muss dieser Einfluss bei der Betrachtung der 
PKS-Zahlen berücksichtigt werden. 

Neben dem Einfluss der Anzeigebereitschaft gibt es Hinweise, dass „Nichtdeutsche“ zum einen 
aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes verdachtsunabhängig häufiger kontrolliert werden17 
und zum anderen aufgrund der erhöhten Kontrolldichte im urbanen Raum öfter von Kontrollen 
betroffen sind (vgl. Steinwand 2010). Zu einer erhöhten Kontrolldichte in bestimmten – meist 
städtischen – Räumen kommt es ebenfalls, wenn die Polizei diese zu sog. „Gefahrengebieten“ 
oder „gefährlichen Orten“ deklariert.18 An solchen Orten werden häufiger Personen mit Migrati-
onshintergrund oder andere benachteiligte Personengruppen kontrolliert (vgl. Steinwand 2010). 
Dieses Kontrollverhalten der Polizei kann ebenfalls zu einer erhöhten Registrierung von Nicht-
deutschen als Tatverdächtige führen (vgl. Weinbender 2013). 

3.2 Besonderheiten zum vorliegenden Datensatz 

Die von uns verwendeten Datensätze basieren auf Daten der PKS, die durch zwei andere polizei-
liche Datensätze ergänzt wurden.19 Im Folgenden werden diese beiden verwendeten Datensätze, 
die Grundlage der anschließend dargestellten Ergebnisse sind, im Überblick beschrieben. 

3.2.1 Falldatensatz „Kontext Flucht“ 

Dieser Falldatensatz setzt sich aus folgenden Fällen zusammen: 

                                                           
16 Z.B. durch eine Sensibilisierung bezüglich Gewalt gegen Frauen im Zuge der #MeToo-Debatte. 
17 Stichwort Racial Profiling, vgl. Belina & Keitzel 2018; Belina 2016. 
18 Nicht nur die Bezeichnungen für diese Orte variieren je nach Bundesland, sondern auch die zeitlichen 
und räumlichen Vorgaben für solche Gebiete (vgl. Ullrich & Tullney 2012). 
19 Ausführlich dazu Roy-Pogodzik et al. 2019. 
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• Die Fälle wurden von der Polizei mit dem Tatzeitbeginn – das Datum, an dem die Tat 
(vermutlich20) begangen wurde – 01.01.2014 bis 31.12.2016 registriert. 

• Der Tatort liegt in einer der folgenden 16 Städten oder Kommunen: 
Städteregion Aachen, Bielefeld, Bochum, Bonn-Bad Godesberg, Dortmund, Duisburg, 
Düsseldorf, Gelsenkirchen, Hamm, Köln, Münster, Landkreis Paderborn, Sankt Augustin 
im Rhein-Sieg-Kreis, Kreis Siegen-Wittgenstein, Willich in Kreis Viersen und Wuppertal. 

• Es wurden ausschließlich Tatverdächtige berücksichtigt, die nach Angaben der Polizei 
Asylbewerber*innen, Personen mit den Aufenthaltstiteln Kontingent- und Bürgerkriegs-
flüchtlinge/International/National Schutzberechtigte, Geduldete oder Personen ohne le-
galen Aufenthaltstitel waren. 

• Alle Vorgänge, deren Aktenzeichen mehrfach vorlag bzw. deren Aufbereitung sich auf 
mehrere Zeilen pro Vorgang erstreckte, wurden nach Zufallsprinzip auf einen Fall pro 
Zeile reduziert. So können Verzerrungen, die durch eine mehrzeilige Erfassung eines Vor-
gangs entstehen, aufgehoben werden.21 

• Fälle, in denen ausländerrechtliche Verstöße erfasst wurden, wurden von der Analyse 
ausgenommen. 

• Im vorliegenden Datensatz sind mit ausländerrechtlichen (ohne ausländerrechtliche) 
Verstößen 35 281 (28 174) Asylbewerber*innen, 4 779 (4 525) Geduldete, 1 047 (1 016) 
Kontingent- und Bürgerkriegsflüchtlinge/International/National Schutzberechtigte und 
44 294 (3 531) Personen ohne legalen Aufenthaltstitel erfasst. 

3.2.2 Falldatensatz „Kontext Unterkunft“ 

Der Falldatensatz „Kontext Unterkunft“ basiert auf dem Falldatensatz „Kontext Flucht“; aller-
dings wurden folgende Bereinigungsschritte und Filter gesetzt: 

• In dieser Analyse werden alle Fälle berücksichtigt, in denen eine Unterkunft als Tatort 
identifiziert werden konnte.22  

• Die hier erfassten Tatverdächtigen sind nicht alle Geflüchtete, sondern können auch eine 
deutsche Staatsangehörigkeit oder einen anderen Aufenthaltstitel als den der definierten 
Geflüchtetengruppe besitzen. Damit sollen alle Fälle, die im Kontext einer Unterkunft von 
der Polizei erfasst wurden, dargestellt werden, unabhängig vom Aufenthaltstitel des Tat-
verdächtigen oder Opfers. Wenn es sich um tatverdächtige Geflüchtete handelt, wird dies 
bei der Darstellung explizit erwähnt. 

3.2.3 Erläuterungen zu den Deliktskategorien 

Die Deliktsstruktur wird anhand der einzelnen PKS-Schlüssel und deren Oberkategorien abge-
bildet. Besonderheiten bzw. Abweichungen zum PKS-Bericht werden erläutert. Dabei wurden 
folgende Deliktskategorien anhand der PKS-Schlüssel gebildet: 

                                                           
20 Der Tatzeitpunkt kann nur vermutet werden, bspw. bei einem Wohnungseinbruchdiebstahl. In diesem 
Fall ist das exakte Tatzeitdatum meist nicht bekannt, da der Einbruch oftmals erst zu einem späteren Zeit-
punkt bemerkt wird. 
21 Beispielsweise können durch eine einzige Phishing-Attacke mehrere hundert Personen zu Schaden kom-
men, die in mehreren hundert Zeilen zu einem Aktenzeichen erfasst werden. Die eine Phishing-Attacke 
würde also ohne Bereinigungsschritt für jede zu Schaden gekommene Person mitgezählt und die Fallzahl 
der Delikte somit verzerrt. 
22 Dazu ausführlich Roy-Pogodzik et al. 2019: 13 ff. 
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Deliktskategorie PKS-Schlüs-
sel 

Besonderheit/Abweichungen 

Straftaten gegen 
das Leben 
 

010000 bis 
einschließlich 
050000 

Keine Besonderheiten bzw. Abweichungen 

Straftaten gegen 
die sexuelle 
Selbstbestim-
mung 
 

100000 bis 
einschließlich 
143530 

Keine Besonderheiten bzw. Abweichungen 

Raubdelikte 
 

210000 bis 
einschließlich 
219050 

Werden in der PKS unter „Rohheitsdelikte und Strafta-
ten gegen die persönliche Freiheit“ gefasst. In dieser 
Auswertung werden die Raubdelikte gesondert betrach-
tet, da diese Einteilung differenzierter ist.  

Straftaten gegen 
die körperliche 
Unversehrtheit 

220000 bis 
einschließlich 
225000 

Werden in der PKS unter „Rohheitsdelikte und Strafta-
ten gegen die persönliche Freiheit“ gefasst. In dieser 
Auswertung werden die „Straftaten gegen die körperli-
che Unversehrtheit“ gesondert betrachtet, da diese Ein-
teilung differenzierter ist. 

Straftaten gegen 
die persönliche 
Freiheit 

230000 bis 
einschließlich 
239540 

Werden in der PKS unter „Rohheitsdelikte und Strafta-
ten gegen die persönliche Freiheit“ gefasst. In dieser 
Auswertung werden die „Straftaten gegen die persönli-
che Freiheit“ gesondert betrachtet, da diese Einteilung 
differenzierter ist. 

Einfacher Dieb-
stahl 

30000 bis 
einschließlich 
390500 

Werden in der PKS unter Diebstahl(skriminalität) insge-
samt betrachtet. In dieser Auswertung werden die ein-
fachen Diebstahlsdelikte gesondert betrachtet, da diese 
Einteilung differenzierter ist. 

Schwerer Dieb-
stahl 

40000 bis 
einschließlich 
490520 

Werden in der PKS unter Diebstahl(skriminalität) insge-
samt betrachtet. In dieser Auswertung werden die 
schweren Diebstahlsdelikte gesondert betrachtet, da 
diese Einteilung differenzierter ist. 

Vermögens- und 
Fälschungsdelikte 

500000 bis 
einschließlich 
565000 

Keine Besonderheiten bzw. Abweichungen 

Drogendelikte 730000 bis 
einschließlich 
735000 

Werden in der PKS unter „Rauschgiftkriminalität“ ge-
fasst und umfasst dort auch Beschaffungskriminalität. 
In dieser Auswertung wurde keine Beschaffungskrimi-
nalität gesondert erfasst, sondern ist Teil der einfachen 
und schweren Diebstahlsdelikte. Es wurden nur 
Rauschgiftdelikte nach BtMG erfasst, aber gesondert 
von den strafrechtlichen Nebengesetzen.    

Sonstige Straftat-
bestände und 
Strafrechtliche 
Nebengesetze 
ohne ausländer-
rechtliche Ver-
stöße 

600000 bis 
einschließlich 
724000,  
726000 bis 
einschließlich 
728020 und  

Werden in der PKS gesondert in „sonstige Straftatbe-
stände“ sowie „Strafrechtliche Nebengesetze“ zusam-
mengefasst. In den strafrechtlichen Nebengesetzen 
werden u.a. „Rauschgiftdelikte“ und „Ausländerrechtli-
che Verstöße“ erfasst, die hier gesondert oder nicht er-
fasst wurden. Aufgrund der geringen Fallzahl der 
„sonstigen Straftatbestände“ sowie „Strafrechtlichen 
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735000 bis 
einschließlich  
743040 

Nebengesetze“ in bspw. Waffen- oder Wirtschaftsdelik-
ten wurden diese Kategorien zusammengefügt. 

Tabelle 3: Aufschlüsselung der Deliktskategorien nach PKS-Schlüssel 

3.2.4 Zur Darstellung der folgenden Ergebnisse 

Bei der Interpretation der PKS ist in Bezug auf Nichtdeutsche bzw. Geflüchtete zu beachten, dass 
ausländerrechtliche Verstöße23 einen eigenen Deliktsbereich darstellen. Diese Straftatbestände 
können weithin nur von Personen mit nichtdeutscher Staatsbürgerschaft begangen werden.24 
Außerdem gilt es die Besonderheiten bei der Erfassung zu berücksichtigen (s. Abschnitt 2.1.2.). 
Es werden daher Fall- bzw. Tatverdächtigenzahlen ohne ausländerrechtliche Verstöße analy-
siert (vgl. Kersting & Erdmann 2014). 

Weiterhin ist zu beachten, dass ein Jahresvergleich absoluter Fallzahlen irreführend ist und keine 
Kriminalitätsentwicklung abbilden kann. Dafür müssten registrierte Straftaten bzw. Tatverdäch-
tige ins Verhältnis zur jeweiligen Bevölkerungsgruppe gesetzt, also Häufigkeitszahlen (HZ) bzw. 
Tatverdächtigenbelastungszahlen (TVBZ) gebildet werden. Für Nichtdeutsche ist das jedoch 
nicht möglich, weil die Gesamtzahl der sich in Deutschland befindlichen Nichtdeutschen unbe-
kannt ist (BKA 2019b: 41). Insbesondere bei Deliktsbereichen mit kleinen Fallzahlen sollte zudem 
von absoluten Fallzahldarstellungen abgesehen werden,25 da schon ein einziges Ereignis aus-
reicht, die Zahlen unverhältnismäßig steigen zu lassen. Ein Vergleich der Kriminalitätsbelastung 
von Deutschen und Nichtdeutschen würde zudem voraussetzen, dass die unterschiedliche Al-
ters-, Geschlechts- und Sozialstruktur der Tatverdächtigen berücksichtigt würde. Nur so wäre 
ein detaillierter Vergleich zwischen den Tatverdächtigengruppen mit unterschiedlichen Staats-
angehörigkeiten zulässig und aussagekräftig (vgl. Feltes 2016). 

Aus diesen Gründen wird lediglich eine deskriptive Analyse der Datensätze „Kontext Flucht“ und 
„Kontext Unterkunft“ in prozentualen Anteilen der Delikte und Deliktskategorien der Geflüchte-
ten sowie der polizeilich erfassten Aufenthaltstitel durchgeführt. Ein aktueller PKS-Bericht aus 
NRW zum Berichtsjahr 2018 wird als Referenz einer durchschnittlichen Deliktsstruktur herange-
zogen, um die möglichen Besonderheiten der Deliktsstruktur von Geflüchteten aufzuzeigen (LKA 
2019). Des Weiteren werden die Ergebnisse der Hellfeldanalyse mit Befunden aus Fokusgrup-
peninterviews mit 17 Expert*innen aus der Flüchtlingsarbeit und der Polizei kontextualisiert. 

3.3 Fokusgruppeninterviews 

Im Rahmen des Forschungsprojektes wurden vier Fokusgruppeninterviews mit dem Ziel der 
Rückkopplung, Kontextualisierung und Erweiterung der bisherigen Forschungsergebnisse durch-
geführt. Ein Fokusgruppeninterview wurde mit fünf Polizeivertreter*innen von vier Dienststellen 
durchgeführt; drei weitere Fokusgruppeninterviews fanden mit Mitarbeiter*innen von sechs so-
zialen (Hilfs-)Einrichtungen für Geflüchtete statt. Insgesamt wurden 17 Teilnehmende befragt. 

                                                           
23 Ausländerrechtliche Verstöße werden in den Straftatenschlüsseln von 725000 bis 725900 (Straftaten 
gegen das Aufenthalts-, das Asyl- und das Freizügigkeitsgesetz/EU) zusammengefasst. 
24 So können Personen mit einer deutschen Staatsangehörigkeit nicht mit einem unerlaubten Aufenthalt 
gemäß § 95 Abs. 1 Nr. 1, 2 und Abs. 2 Nr. 1b Aufenthaltsgesetz in Deutschland registriert werden, da sie 
eine deutsche Staatsbürgerschaft besitzen.  
25 Dieses Vorgehen wird seit langem von Heinz gefordert (vgl. Heinz 2007, 2017a, 2017b). 
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Die Durchführung der Fokusgruppeninterviews stützte sich auf die Vorgehensweise von Pzy-
borski und Wohlrab-Sahr (2014). Die Interviews waren leitfadengestützt und ließen es zu, dass 
die Expert*innen auch selbstständig von ihren Erfahrungen erzählen konnten (vgl. Meuser und 
Nagel 2009). In den Interviews mit den Mitarbeitenden aus der Flüchtlingsarbeit wurden alle drei 
Forschungsschwerpunkte des Forschungsprojektes abgefragt, während sich das Interview mit 
den Polizeivertreter*innen auf die Erhebung und Auswertung polizeilicher Daten konzentrierte. 

Die Auswertung der Fokusgruppeninterviews orientierte sich an der Qualitativen Inhaltsanalyse 
nach Mayring (2015), dabei wurde sowohl die deduktive als auch die induktive Herangehensweise 
zur Kategorienbildung verwendet. Die nachfolgenden Ergebnisse aus der Auswertung der poli-
zeilichen Daten werden in der Diskussion auch in einen Zusammenhang mit den Erkenntnissen 
aus den Fokusgruppeninterviews gestellt. 

3.4 Weiteres Vorgehen 

Im Folgenden wird der Falldatensatz (vgl. Roy-Pogodzik et al. 2019: 13) polizeilich erfasster 
Straftaten im „Kontext Flucht“ deskriptiv analysiert (Kapitel 4), mit Deliktsstrukturen aus dem 
PKS-Bericht 2018 aus NRW verglichen und anschließend im Kontext der Ergebnisse von Fokus-
gruppeninterviews interpretiert (Kapitel 5). Auf diese Weise sollen die folgenden Fragestellungen 
beantwortet werden (s. Abschnitt 2.3):  

• Welche Struktur weist die registrierte Kriminalität von Geflüchteten auf? Welche sozio-
demografischen Daten liegen zu Tatverdächtigen und Opfern vor?  

• Unterscheidet sich die erfasste Kriminalität der tatverdächtigen Geflüchteten von der all-
gemeinen Deliktsstruktur der registrierten Kriminalität im PKS-Bericht NRW und welche 
Rolle spielt dabei der Aufenthaltsstatus?  

Anschließend werden deskriptiv Fälle aus dem Datensatz „Kontext Unterkunft“ (vgl. Roy-Po-
godzik et al. 2019: 13 ff.) dargestellt (Kapitel 6), mit den Deliktstrukturen aus dem Datensatz 
„Kontext Flucht“ verglichen und ebenfalls mit Ergebnissen aus Fokusgruppeninterviews inter-
pretiert (Kapitel 7). Auf diese Weise werden die folgenden Fragestellungen beantwortet:  

• Hat der Kontext Unterkunft einen Einfluss auf die Deliktstruktur der registrierten Krimi-
nalität von tatverdächtigen Geflüchteten?  

• Welche soziodemografischen Angaben liegen zu Tatverdächtigen und Opfern im Kontext 
Unterkunft vor? 
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4. Erfasste Straftaten von Geflüchteten im Zeitraum 2014 bis 2016 in ausgewählten Städ-
ten und Kommunen in NRW 

4.1 Deliktskategorien allgemein 

Die Deliktskategorien, die bei Geflüchteten von der Polizei am häufigsten registriert wurden, wa-
ren einfacher Diebstahl (29,9 %) und Vermögens- und Fälschungsdelikte (27,8 %). Straftaten ge-
gen die körperliche Unversehrtheit (10,6 %) wurden am dritthäufigsten erfasst, wobei die Anzahl 
deutlich geringer war als bei den ersten beiden Kategorien. Die Straftatenkategorie, die am sel-
tensten erfasst wurde, waren Straftaten gegen das Leben. Schwerer Diebstahl, sonstige Straf-
tatbestände und Verstöße gegen strafrechtliche Nebengesetze sowie Drogendelikte bilden das 
Mittelfeld der am häufigsten registrierten Straftatkategorien im Kontext Flucht (siehe Abb. 1). 

4.2 Deliktskategorien innerhalb der Geflüchtetengruppe 

Vergleicht man die Anteile der Asylbewerber*innen mit denen aller Geflüchteten, zeigen sich bei 
allen Deliktskategorien nur marginale Unterschiede. Die Rangfolge der erfassten Straftatenka-
tegorien ist im Vergleich zu allen Geflüchteten an der vierten Stelle vertauscht. Drogendelikte 
wurden bei den tatverdächtigen Asylbewerber*innen am vierthäufigsten und schwere Dieb-
stahlsdelikte am fünfthäufigsten erfasst (Abb. 2).  

Bei den tatverdächtigen Personen mit einer Duldung zeigt sich, dass die am häufigsten erfasste 
Deliktkategorie Vermögens- und Fälschungsdelikte (27,9 %) waren, danach folgten einfacher 
(24,7 %) und schwerer Diebstahl (16,9 %). An letzter Stelle standen bei den tatverdächtigen Ge-
duldeten die sonstigen Straftatbestände und die Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit. 

Abbildung 1: Prozentualer Anteil der Fälle der erfassten Deliktkategorien mit mindestens einem tatverdächtigen Ge-
flüchteten in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Die am häufigsten verzeichneten Delikte in der Gruppe der Schutzberechtigten waren der einfa-
che Diebstahl (26,5 %), Vermögens- und Fälschungsdelikte (22,1 %) und Straftaten gegen die 
körperliche Unversehrtheit (20,3 %). Die Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit wurden 
von dieser Gruppe Tatverdächtiger im Verhältnis häufiger registriert als bei den anderen Grup-
pen.  

Bei den tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufenthaltstitel wurden über 50,0 % ihrer erfass-
ten Straftaten in der Kategorie der Vermögens- und Fälschungsdelikte registriert. Danach folgen 
schwerer (17,2 %) und einfacher Diebstahl (15,9 %). Im Verhältnis wurden sie bei den Straftaten 
gegen die körperliche Unversehrtheit seltener registriert als die anderen Gruppen.  

4.3 Einfacher Diebstahl 

Die meisten Fälle innerhalb dieser Kategorie entfielen auf den (einfachen) Ladendiebstahl mit 
71,1 %. Deutlich seltener wurden sonstige Formen des einfachen Diebstahls (einschl. Taschen-
diebstahl) von der Polizei erfasst (Abb. 326). 

Bei der Gruppe der tatverdächtigen Asylbewerber*innen ist die Rangfolge der häufigsten Delikte 
und Anteilswerte vergleichbar mit denen aller tatverdächtigen Geflüchteten in diesem Datensatz 
(Abb. 4).  

Die Gruppe der tatverdächtigen Geduldeten wurde am häufigsten ebenfalls mit einfachem La-
dendiebstahl (56,4 %) erfasst. Am zweithäufigsten wurde sie mit einfachem Taschendiebstahl 
(20,5 %) und darauffolgend mit sonstigem einfachem Diebstahl (15,2 %) registriert. Die Gruppe 
der Schutzberechtigten wurde im Verhältnis häufiger mit einfachem Ladendiebstahl (82,1 %), 
aber mit der gleichen Rangfolge der Delikte innerhalb des einfachen Diebstahls von der Polizei 
erfasst. Bei tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufenthaltstitel ist die Rangfolge der Delikte 
die gleiche wie bei Asylbewerber*innen, jedoch fallen die prozentualen Anteile anders aus. Der 

                                                           
26 In Anhang 1 werden die Zusammensetzungen der Delikte in dieser und den folgenden Abbildungen an-
hand der Paragraphen des Strafgesetzbuches und der PKS-Schlüssel tabellarisch dargestellt. 

Abbildung 3: Prozentualer Anteil der erfassten Fälle innerhalb des einfachen Diebstahls mit mindestens einem tatver-
dächtigen Geflüchteten in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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einfache Ladendiebstahl wurde mit 54,0 %, der sonstige einfache Diebstahl mit 20,0 % und der 
einfache Taschendiebstahl mit 15,9 % registriert. 

In rund zwei von drei Fällen handelten registrierte tatverdächtige Geflüchtete alleine. Die meisten 
einfachen Diebstähle wurden in der Nähe des Wohnortes27 des tatverdächtigen Geflüchteten 
(41,4 %) oder im Bundesland, in dem die/der tatverdächtige Geflüchtete gemeldet war (35,1 %), 
erfasst. Bei 1,4 % der Fälle kamen die Geflüchteten aus dem Ausland und bei 17,2 % hatten sie 
keinen festen Wohnsitz oder der Wohnsitz war unbekannt. Auffällig waren die Fälle mit registrier-
ten Personen ohne legalen Aufenthaltstitel. Innerhalb dieser Gruppe wurden 26,3 % in NRW, 
3,8% in anderen Bundesländern und 7,4 % mit Wohnsitz im Ausland und 62,4 % ohne festen oder 
unbekannten Wohnsitz erfasst. 

88,0 % der Tatverdächtigen waren männlich. Die Alterskategorien von 30 bis 39 Jahre war mit 
22,2 % am häufigsten vertreten (Abb. 5). Angaben zu den Opfern der Taten enthalten die uns zur 
Verfügung stehenden Daten nicht. Bei den einfachen Diebstählen wurde in 44,0 % der Fälle kein 
finanzieller Schaden angegeben. Wenn ein Schaden angegeben wurde, so lag dieser bei der un-
teren 0.25-Quartile bei bis zu 25 €, bei der Hälfte aller Fälle lag die Schadenssumme bei bis zu 
150 € und bei oberen 0.75-Quartile der Fälle überstieg die Schadenssumme nicht 500 €. 

                                                           
27 Der Wohnort des tatverdächtigen Geflüchteten lag im gleichen Zuständigkeitsbereich einer Polizeibe-
hörde wie der Tatort. 
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Asylbewerber*innen Geduldete Schutzberechtigte Personen ohne legalen Aufenthaltstitel

Abbildung 4: Prozentualer Anteil ausgewählter Delikte innerhalb der tatverdächtigen Asylbewerber*innen,  Geduldeten, 
Schutzberechtigten und den Personen ohne legalen Aufenthaltstitel im Vergleich des einfachen Diebstahls in 16 ausge-
wählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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In der Kategorie des einfachen Diebstahls wurden im Berichtszeitraum in zwei von drei Fällen 
Personen mehrfach wegen eines einfachen Diebstahls registriert.  

4.4 Vermögens- und Fälschungsdelikte 

In der Deliktskategorie der Vermögens- und Fälschungsdelikte dominierte die Beförderungser-
schleichung mit 62,0 % (Abb. 6). Am zweithäufigsten wurden Urkundenfälschungen mit 11,9 % 
und an dritter Stelle die „weiteren Betrugsarten“ mit 9,8 % erfasst. 

0%

5%

10%

15%

20%

25%

Bis unter
14 Jahre

14 bis 17
Jahre

18 bis 20
Jahre

21 bis 24
Jahre

25 bis 29
Jahre

30 bis 39
Jahre

40 bis 49
Jahre

50 bis 59
Jahre

60 Jahre
und älter

Abbildung 5: Prozentualer Anteil der erfassten Tatverdächtigen in Alterskategorien innerhalb des einfachen Diebstahls 
in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 

Abbildung 6: Prozentualer Anteil der erfassten Fälle innerhalb der Vermögen- und Fälschungsdelikte mit mindestens 
einem tatverdächtigen Geflüchteten in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Bei den tatverdächtigen Asylbewerber*innen wurde am häufigsten die Beförderungserschlei-
chung (67,9 %) registriert, darauf folgten weitere Betrugsarten (9,8 %) und der Waren- und Wa-
renkreditbetrug (7,4 %; Abb. 7). Bei den tatverdächtigen Geduldeten zeigt sich bei den ersten vier 
Deliktsarten die gleiche Rangfolge wie bei den tatverdächtigen Asylbewerber*innen, an fünfter 
Stelle wurde hier der Computerbetrug mit 4,0 % registriert. 

Die Rangfolge der erfassten Delikte bei tatverdächtigen schutzberechtigten Personen ist an den 
ersten vier Stellen gleich, allerdings wurden hier an fünfter und sechster Stelle der Sozialleis-
tungsbetrug (4,3%) und das sonstige Erschleichen von Leistungen (4,3 %) erfasst. 

Bei den tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufenthaltstitel ist die Rangfolge der Delikte an-
ders. Hier liegt an erster Stelle die sonstige Urkundenfälschung (38,6 %), darauf folgt die Beför-
derungserschleichung (36,6 %) und an dritter Stelle die mittelbare Falschbeurkundung (7,1 %). 

Bezogen auf alle registrierten tatverdächtigen Geflüchteten wurde die Alterskategorie von 21 bis 
24 Jahre mit 21,8 % am häufigsten erfasst (Abb. 8), 86,4 % der Registrierten waren männlich. 
Die meisten Vermögens- und Fälschungsdelikte wurden in dem Bundesland erfasst, in dem 
die/der tatverdächtige Geflüchtete gemeldet war (34,7 %). Darauf folgten Tatverdächtige ohne 
festen oder mit unbekanntem Wohnsitz (24,6 %), knapp vor Tatorten in der Nähe des gemeldeten 
Wohnsitzes (24,4 %). Im Ausland waren lediglich 4,8 % gemeldet. Auffällig waren wieder die Fälle 
mit registrierten Personen ohne legalen Aufenthaltstitel. Innerhalb dieser Gruppe wurden 17,0 
% in NRW, 3,8 % in anderen Bundesländern und 20,2 % mit Wohnsitz im Ausland und 59 % ohne 
festen oder mit unbekanntem Wohnsitz erfasst. 
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Abbildung 7: Prozentualer Anteil ausgewählter Delikte innerhalb der tatverdächtigen Asylbewerber*innen, Gedulde-
ten, Schutzberechtigten und den Personen ohne legalen Aufenthaltstitel im Vergleich der Vermögens- und Fälschungs-
delikte in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Auch hier wurden keine Angaben zu Opfern gemacht. Bei dem finanziellen Schaden liegt die Ver-
teilung ähnlich wie bei den einfachen Diebstahlsdelikten. Sechs von acht tatverdächtigen Perso-
nen wurden nur einmal erfasst, jede siebte Person wurde in anderen Deliktskategorien mehrfach 
und jede achte Person wurde in dieser Deliktkategorie mehrfach registriert.  

4.5 Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 

Bezüglich der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit wurde am häufigsten die einfache 
Körperverletzung mit 62,9 % registriert (Abb. 9), 35,7 % waren gefährliche Körperverletzungen, 
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Abbildung 8: Prozentualer Anteil der erfassten Tatverdächtigen in Alterskategorien innerhalb der Vermögens- und Fäl-
schungsdelikte in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 

Abbildung 9: Prozentualer Anteil der erfassten Fälle innerhalb der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit mit 
mindestens einem tatverdächtigen Geflüchteten in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 
2016 
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d.h. die Tat wurde z.B. mittels einem gefährlichen Werkzeug, einer Waffe, eines hinterlistigen 
Überfalls, oder gemeinsam mit anderen begangen.  

Vergleicht man die Gruppen der tatverdächtigen Geflüchteten untereinander (Abb. 10), so zeigt 
sich, dass bei den erfassten Fällen der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit die Grup-
pen marginale Unterschiede zeigen, die Rangfolge der Delikte aber keine Unterschiede aufweist. 
Die Gruppe der tatverdächtigen Schutzberechtigten wurde innerhalb dieser Kategorie häufiger 
bei einfachen Körperverletzungsdelikten (69,9 %, im Vergleich zu den Asylbewerber*innen mit 
62,8 %) und seltener bei gefährlichen Körperverletzungsdelikten (28,9 %, im Vergleich zu den 
Asylbewerber*innen mit 35,9 %) erfasst.  
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Abbildung 10: Prozentualer Anteil ausgewählter Delikte innerhalb der Asylbewerber*innen, Geduldeten, Schutzberech-
tigten und den Personen ohne legalen Aufenthaltstitel im Vergleich der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 
in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 

Abbildung 11: Prozentualer Anteil der erfassten Tatverdächtigen in Alterskategorien innerhalb der Straftaten gegen die 
körperliche Unversehrtheit in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Bei allen registrierten Fällen wurde nur in weniger als 0,1 % der Fälle eine Schusswaffe einge-
setzt. 21,4 % der tatverdächtigen Personen standen unter Alkoholeinfluss, 2,2 % unter dem Ein-
fluss von sog. „harten Drogen“. Es ist jedoch zu beachten, dass diese Zahlen wenig aussagekräftig 
sind, weil die Feststellung einer entsprechenden Intoxikation in der Regel nur erfolgt, sofern es 
klare Anhaltspunkte dafür gibt. In zwei von drei Fällen handelten die Tatverdächtigen allein. 

Rund 90 % der Tatverdächtigen sind männlich, wobei die 30- bis 39-Jährigen insgesamt am häu-
figsten vertreten sind (Abb. 11). Innerhalb der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 
wurden in 45,0 % der Fälle Personen nur mit diesem Delikt erfasst. In 28,0 % waren Personen 
auch schon mit anderen Delikten erfasst worden und in den verbleibenden 27,0 % wurden sie 
mehrfach erfasst. 

Die Tatorte der Fälle innerhalb dieser Kategorie lagen zu 70,5 % in der Nähe des Wohnortes der 
tatverdächtigen Person und mit weiteren 17,8 % im selben Bundesland. Auffällig waren auch hier 
wieder die Fälle mit registrierten Personen ohne legalen Aufenthaltstitel. Während die anderen 
Geflüchtetengruppen vorwiegend in der Nähe des Tatortes gemeldet waren, so wurden sie mit 
58 % ohne festen oder mit unbekanntem Wohnsitz und mit 8,6 % im Ausland registriert.  

Ebenso wie die Täter waren auch die Opfer vorwiegend männlich mit 67,1 % und zwischen 30 bis 
39 Jahre alt. Bei den erfassten weiblichen Opfern wurden am häufigsten die Fälle angezeigt, in 
denen 30 bis 39-Jährige von Straftaten gegen körperliche Unversehrtheit betroffen waren (Abb. 
12). Wenn das Opfer weiblich und der Tatverdächtige männlich war (29,8 %), dann war das weib-
liche Opfer in 42,6 % der erfassten Fälle die Ehepartnerin oder eine Partnerin in nichtehelicher 
Lebensgemeinschaft.  

Die Altersstruktur der Tatverdächtigen und ihrer erfassten Opfer zeigt, dass bei Opfern unter 40 
Jahren die Tatverdächtigen häufiger aus der gleichen Alterskohorte stammten. Bei Tatverdäch-
tigen über 40 Jahren, waren die Opfer am häufigsten im Altersspektrum 30 bis 39 Jahre zu fin-
den (Abb. 13). 

Abbildung 12: Alle Fälle innerhalb der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit mit mindestens einem tatver-
dächtigen Geflüchteten nach Alterskategorien und Geschlecht der Opfer in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen 
im Zeitraum 2014 bis 2016 
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In rund einem Drittel der registrierten Fälle hatten Täter und Opfer dieselbe Staatsangehörigkeit. 
In den Fällen mit Tatverdächtigen aus Syrien, Afghanistan, Iran oder dem Irak war dies sogar in 
fast jedem zweiten Fall gegeben. In keiner anderen Kategorie mit erfassten Opfern wurden so 
häufig Straftaten gegen Personen mit derselben Staatsangehörigkeit registriert. In 29,4 % der 
Fälle wurden Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit als Opfer registriert. 

4.6 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

Abbildung 13: Alterskategorien der Tatverdächtigen (x-Achse) mit prozentualen Anteil der Alterskategorien (Farben) 
der Opfer bei allen Fällen der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit mit mindestens einem tatverdächtigen 
Geflüchteten in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Abbildung 14: Prozentualer Anteil der erfassten Fälle innerhalb der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 
mit mindestens einem tatverdächtigen Geflüchteten in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 
bis 2016 
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Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung wurden nach den Straftaten gegen das Leben 
am seltensten erfasst. Die Fallzahlen im Berichtszeitraum sind deutlich geringer als in den zuvor 
beschriebenen Straftatenkategorien. Mit 27,6 % wurde in dieser Kategorie der sexuelle Übergriff 
Widerstandsunfähiger am häufigsten und mit 21,0 % der sexuelle Missbrauch von Kindern und 
Jugendlichen am zweithäufigsten registriert (Abb. 14). Am seltensten wurde der sexuelle Miss-
brauch erfasst. 

Die tatverdächtigen Asylbewerber*innen wurden innerhalb der Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung am häufigsten mit sexuellen Übergriffen gegen Widerstandsunfähige 
(27,8 %; Abb. 15) erfasst. Am zweihäufigsten wurden sie mit sexuellem Missbrauch von Kindern 
und Jugendlichen (22,1 %) und dritthäufigsten mit sonstiger sexueller Nötigung (17,0 %) in dieser 
Kategorie registriert.  

Die Deliktsrangfolge der drei häufigsten Delikte innerhalb der Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung ist bei den tatverdächtigen Geduldeten anders als bei den tatverdächtigen 
Asylbewerber*innen. Geduldete wurden in diesem Datensatz am häufigsten mit sexuellen 
Übergriffen gegen Widerstandsunfähige (33,3 %), am zweithäufigsten mit exhibitionistischen 
Delikten und der Erregung öffentlichen Ärgernisses (23,5 %) und am dritthäufigsten mit 
sexuellem Missbrauch von Kindern und Jugendlichen (22,1 %) von der Polizei registriert. Bei den 
tatverdächtigen Schutzberechtigte zeigen sich die gleichen drei häufigsten Delikte wie bei 
Asylbewerber*innen, allerdings eine andere Reihenfolge (sexueller Missbrauch von Kindern und 
Jugendlichen: 28,0 %, sonstige sexuelle Nötigung: 24,0 %, sexueller Übergriff gegen 
Widerstandsunfähige: 16,0 %). Die tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufenthaltstitel 
wurden mit Delikten im Bereich der Prostitution und Zuhälterei (28,1 %) am häufigsten, am 
zweithäufigsten mit sexuellem Übergriff gegen Widerstandsunfähige (25,0 %) und am 
dritthäufigsten mit exhibitionistischen Delikten und der Erregung öffentlichen Ärgernisses (18,8 
%) von der Polizei in der PKS aufgenommen. 
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Asylbewerber*innen Geduldete Schutzberechtigte Personen ohne legalen Aufenthaltstitel

Abbildung 15: Prozentualer Anteil ausgewählter Delikte innerhalb der Asylbewerber*innen, Geduldeten, Schutzberech-
tigten und den Personen ohne legalen Aufenthaltstitel im Vergleich der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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97,3 % aller tatverdächtigen Geflüchteten in diesem Deliktbereich waren männlich, 21,8 % davon 
zwischen 21 und 30 Jahre alt (Abb. 16). Die männlichen Tatverdächtigen waren selten über 40 
Jahre alt.  

Die registrierten Tatorte lagen zu 61,2 % am Wohnort der tatverdächtigen Person, mit weiteren 
23,7 % im gleichen Bundesland und mit 11,4 % gab es keinen festen oder der Wohnsitz war un-
bekannt. Auffällig waren die Fälle mit registrierten Personen ohne legalen Aufenthaltstitel. In-
nerhalb dieser Gruppe wohnten 31,3 % in der Nähe des Tatortes, 6,3 % in NRW und 3,1 % mit 
Wohnsitz im Ausland und 59,4 % wurden ohne festen oder unbekannten Wohnsitz erfasst. 

Rund die Hälfte der erfassten Tatverdächtigen wurde nur einmal registriert. 39,0 % wurden eben-
falls in anderen Kategorien im Berichtszeitraum erfasst und 11,5 % mehrfach in den Straftaten 
gegen die sexuelle Selbstbestimmung. 

Abbildung 16: Prozentualer Anteil der erfassten männlichen Tatverdächtigen in Alterskategorien innerhalb der Straf-
taten gegen die sexuelle Selbstbestimmung in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Abbildung 17: Alterskategorien der Tatverdächtigen (x-Achse) mit prozentualen Anteil der Alterskategorien (Farben) 
der weiblichen Opfer bei allen Fällen der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung mit mindestens einem tat-
verdächtigen Geflüchteten in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen  im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Die erfassten Opfer waren zu 81,7 % weiblich und zwei von drei besaßen die deutsche Staatsan-
gehörigkeit. Die Opfer waren meistens in derselben Alterskohorte wie die Tatverdächtigen oder 
jünger. Insbesondere die unter 14-Jährigen waren häufiger Opfer von sexuellen Übergriffen (ge-
mäß § 177 Abs. 2 Nr. 1, Abs. 3 und 4 StGB) und Missbrauch (Abb. 17). 

4.7 Drogendelikte 

Polizeilich registrierte Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz (BtMG) lagen vom Umfang 
her im mittleren Bereich. Am häufigsten wurden konsumnahe Handlungen mit Cannabis (56,7 %) 
gefolgt vom Handel mit Cannabis (21,2 %) registriert. Die weiteren Straftaten mit anderen Be-
täubungsmittelarten machten insgesamt 20,9 % aus (Abb. 18). 
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Abbildung 18: Prozentualer Anteil der erfassten Fälle innerhalb der Drogendelikte mit mindestens einem tatverdächti-
gen Geflüchteten in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Asylbewerber*innen Geduldete Schutzberechtigte Personen ohne legalen Aufenthaltstitel

Abbildung 19: Prozentualer Anteil aller Delikte innerhalb der Asylbewerber*innen, Geduldeten,  Schutzberechtigten und 
den Personen ohne legalen Aufenthaltstitel im Vergleich der Drogendelikte in 16 ausgewählten Städten und Landkrei-
sen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Betrachtet man die einzelnen Untergruppen, sieht man, dass konsumnahe Cannabisdelikte am 
häufigsten erfasst wurden (Abb. 19). Der Handel mit Cannabis wurde bei tatverdächtigen Asyl-
bewerber*innen am zweithäufigsten und am dritthäufigsten bei den anderen tatverdächtigen Ge-
flüchtetengruppen erfasst. Konsumnahe Delikte mit harten Drogen wie Amphetamine oder He-
roin wurden von tatverdächtigen Asylbewerber*innen am dritthäufigsten und von den anderen 
drei tatverdächtigen Geflüchtetengruppen am zweithäufigsten registriert. 

Die tatverdächtigen Geflüchteten waren hier fast ausschließlich männlich (99 %) und zwischen 
18 und 30 Jahre alt (67 %; Abb. 20). Auffällig war, dass alle vier Alterskategorien von 18 bis 39 
Jahre konstant mit über 20 % erfasst wurden, sich also deutlich unabhängiger von der Alters-
struktur zeigt als andere Deliktsfelder. 24,6 % der Tatverdächtigen handelten allein. Die tatver-
dächtigen Geflüchteten waren zu 40,1 % in der Nähe des Tatortes und 41,3 % in NRW gemeldet. 
14,0 % waren ohne Wohnsitz oder der Wohnsitz war unbekannt. Auffällig waren die Fälle mit 
registrierten Personen ohne legalen Aufenthaltstitel. Innerhalb dieser Gruppe wurden 21,5 % in 
der Nähe des Tatortes, 14,3 % in NRW und 7,2 % mit Wohnsitz im Ausland und 53,8 % ohne festen 
oder unbekannten Wohnsitz erfasst. 

Während 26,6 % auch in anderen Straftatkategorien angezeigt wurden, wurden 48,8 % der Tat-
verdächtigen mehrfach in dieser Kategorie angezeigt. 

4.8 Weitere auffällige Einzeldelikte 

Die Delikte Bedrohung (§ 241 StGB) und Sachbeschädigung (§§ 303, 304 StGB) gehören keiner 
der bisher beschriebenen Deliktskategorien an, wurden als einzelne Delikte jedoch besonders 
häufig von der Polizei aufgenommen und. Bei diesen Delikten wird kein Vergleich zwischen den 
verschiedenen Geflüchtetengruppen gezogen, da hier innerhalb der gesamten erfassten Delikte 
der jeweiligen Geflüchtetengruppe verglichen werden müsste und die minimalen Unterschiede 
keinen Aufschluss über die Rangfolge der Delikte geben. 

Wenn eine Bedrohung aufgenommen wurde, so war der Tatort in zwei von drei Fällen im gleichen 
Landkreis des Wohnortes des Tatverdächtigen, in 14,7 % war es das gleiche Bundesland. Bei der 
Bedrohung waren rund 95 % der Tatverdächtigen männlich. 28,8 % waren zwischen 30 und 39 

Abbildung 20: Prozentualer Anteil der erfassten männlichen Tatverdächtigen in Alterskategorien innerhalb der Dro-
gendelikte in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Jahre alt. Insgesamt waren 39,6 % der erfassten Opfer weiblich. Die erfassten Opfer hatten zu 
rund 41,5 % eine deutsche Staatsangehörigkeit, darunter waren 43,4 % Frauen. 

In knapp zwei von drei Sachbeschädigungen lag der Tatort im gleichen Landkreis wie der gemel-
dete Wohnort des Tatverdächtigen. 91,5 % der TV waren männlich. Die meisten der mit einer 
Sachbeschädigung erfassten Tatverdächtigen waren zwischen 30 und 39 Jahre alt (mit 22,0 %). 

 

5. Vergleich und Interpretation der vorgestellten Ergebnisse 

5.1 Vorgehen 

Die Ergebnisse beruhen auf absoluten Fallzahlen, die aus der PKS aus 16 Städten und Kommu-
nen in NRW aus dem Berichtszeitraum 2014 bis 2016 entnommen wurden. Sie bieten keine Ver-
gleichsmöglichkeiten in Bezug auf die Frage, ob Geflüchtete mehr oder weniger Straftaten bege-
hen als Angehörige anderer Bevölkerungsgruppen. Allerdings kann die Verteilung der Delikte 
bzw. die Deliktsstruktur innerhalb der Straftaten von tatverdächtigen Geflüchteten mit der De-
liktsstruktur bei anderen Tatverdächtigen verglichen werden. Über die Aufschlüsselung der ein-
zelnen Deliktskategorien bezüglich der vier Geflüchteten-Gruppen (Asylbewerber*innen, Gedul-
dete, Schutzberechtigte mit unterschiedlichen Aufenthaltstiteln und Personen ohne legalen Auf-
enthaltstitel) können Tendenzen erkannt werden, ob der jeweilige rechtlichen Status einen Ein-
fluss auf die Deliktsstruktur hat. Zusätzlich können bei allen Geflüchteten die Relationen der Ein-
zel- und Mehrfachtatverdächtigen, die Tatort-Wohnort- sowie die Tatverdächtigen-Opfer-Bezie-
hungen nähere Hinweise geben. 

Um die Deliktskategorien zu vergleichen, wurde die Polizeiliche Kriminalstatistik des Landes 
NRW aus dem Jahr 2018 (vgl. LKA NRW 2019) herangezogen. Die ausländerrechtlichen Ver-
stöße wurden dabei nicht berücksichtigt (s. Abschnitt 3.2.4). Zusätzlich werden die Ergebnisse 
aus der PKS mit Aussagen aus Fokusgruppeninterviews kontextualisiert. 

5.2 Einfacher Diebstahl 

Bei den erfassten Deliktskategorien bezüglich Geflüchteter als Tatverdächtige wurde der Dieb-
stahl (40,5 %) am häufigsten registriert. Differenziert man die Diebstahlsdelikte in einfachen und 
schweren Diebstahl, so ist der einfache Diebstahl mit 28,4 % an allen Delikten die am meisten 
erfasste Deliktskategorie – mit Ausnahme der tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufent-
haltstitel. Diese Gruppe fiel am häufigstem mit Vermögens- und Fälschungsdelikten, danach mit 
schweren Diebstahls- und erst dann mit einfachen Diebstahlsdelikten auf. 

Für alle Tatverdächtigen in NRW wurden im PKS-Berichtsjahr 2018 insgesamt ebenfalls am häu-
figsten Diebstahlsdelikte (38,9 %) dokumentiert, darunter allerdings deutlich mehr schwere 
Diebstähle (17,2 %) als bei Geflüchteten (LKA NRW 2019: 22). Im Vergleich dazu wurden mehr 
tatverdächtige Geflüchtete mit einfachen Diebstahlsdelikten registriert. 

Innerhalb der einfachen Diebstahlsdelikte war auffällig, dass die Schutzberechtigten mit unter-
schiedlichem Aufenthaltsstatus prozentual häufiger beim Ladendiebstahl als die anderen Grup-
pen erfasst wurden und die tatverdächtigen Geduldeten am zweithäufigsten beim einfachen Ta-
schendiebstahl und nicht beim sonstigen einfachen Diebstahl (Abb. 4). Vergleicht man innerhalb 
dieser Kategorie den Aufenthaltsstatus, so bieten die prozentualen Anteile sowie die Rangfolge 
der Delikte innerhalb des einfachen Diebstahls ein ähnliches Bild. 
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Unter den Diebstahlsdelikten wurde bei Geflüchteten am häufigsten der Ladendiebstahl (71, 1%) 
registriert, während in der PKS NRW lediglich 29,7 % beim Ladendiebstahl innerhalb der Dieb-
stahlsdelikte ohne erschwerende Umstände erfasst wurden. Dieser wird ausschließlich von La-
denbesitzer*in, Kaufhausdetektiv*in oder die*der Security an die Polizei gemeldet. Bei tatver-
dächtigen Nichtdeutschen gibt es Befunde, dass bagatellhafte oder bei weniger schwerwiegen-
den Delikten, wie dem Ladendiebstahl oder anderen einfachen Diebstahlsdelikten, überproporti-
onal häufig ermittelt wird (vgl. Mansel 2008). Die erhöhte Erfassung in diesem Deliktsbereich 
könnte daher darauf hindeuten, dass Geflüchtete häufiger angezeigt und aus diesem Grund häu-
figer als Tatverdächtige erfasst wurden. Zusätzlich kann die erhöhte Registrierung beim einfa-
chen Diebstahl auf geringe finanzielle Mittel des Erfassten hindeuten, wenn die Anzeige der Tat 
bspw. erfolgt, weil der Tatverdächtige nicht bereit oder in der Lage ist die „Fangprämie“, d.h. die 
zu zahlende Vertragsstrafe beim Ladendiebstahl, zu zahlen. Bei Geflüchteten kann aufgrund des 
Aufenthaltsstatus, der Rechte während des Asylverfahrens und der damit verbundenen teilweise 
nicht vorhandenen Arbeitserlaubnis sowie den geringen finanziellen Leistungen bzw. Mitteln da-
von ausgegangen werden, dass allenfalls geringe finanzielle Mittel vorhanden sind.  

Da Personen innerhalb dieser Deliktskategorie häufiger mehrfach im Berichtszeitraum erfasst 
wurden, deutet dies auf fortwährende „ökonomisch-defizitäre Lebenssituationen“ (BMI & BMJ 
2006: 197) hin, die durch einfache Diebstähle kompensiert werden sollen.28 Unabhängig vom 
Aufenthaltstitel, dem Asylverfahren oder einer Duldung wurde diese Deliktkategorie am häufigs-
ten erfasst, nur tatverdächtige Personen ohne legalen Aufenthaltstitel wurden vergleichsweise 
seltener erfasst. Diese wurden jedoch bei schweren Diebstahlsdelikten verhältnismäßig häufiger 
registriert, darunter waren 61,5 % der Fälle (schwerer) Wohnungseinbruchdiebstahl. Zu einem 
gewissen Anteil dürfte der hohe Anteil am schweren Wohnungseinbruchdiebstahl auch auf or-
ganisierte Gruppen von Personen zurückzuführen sein. Dieser Anteil, innerhalb dieser Gruppe, 
unter den erfassten schweren Diebstahlsdelikten, dürfte sich aus den Personen zusammenfas-
sen lassen, die im Ausland gemeldet (mit 27,5 %) und ohne festen oder unbekannten Wohnsitz 
(mit 53 %) waren. Es ist daher davon auszugehen, dass diese Tatverdächtigen ohne legalen Auf-
enthaltstitel teilweise keine Schutzsuchenden sind, sondern nach der Tatbegehung in ihre Hei-
matländer zurückkehren.29 

In Fokusgruppengesprächen mit Expert*innen aus der Arbeit mit Geflüchteten wurde die ökono-
misch-defizitäre Lebenssituation von Geflüchteten häufig thematisiert (vgl. FGI III). Des Weiteren 
wurde häufig genannt, dass unter den Geflüchteten in der Unterkunft viele Gegenstände entwen-
det wurden (s. Abschnitt 7.3), aber diese Diebstähle nicht angezeigt werden würden (vgl. Flucht-
punkt 6). 

5.3 Vermögens- und Fälschungsdelikte 

Die zweithäufigste Deliktkategorie in der PKS NRW 2018 ist – wie bei den registrierten Straftaten 
tatverdächtiger Geflüchteter – die der Vermögens- und Fälschungsdelikte (18,8 %; LKA NRW 

                                                           
28 Befunde einer Aktenauswertung aus Frankfurt, die u.a. Ladendiebstähle untersuchte, zeigt das bei den 
erfassten Tatverdächtigen jeder fünfte Tatverdächtige und jede dritte Tatverdächtige staatliche Leistun-
gen beziehe und dass ein Viertel aller Tatverdächtigen wohnungslos oder keinen festen Wohnsitz in 
Deutschland hatten. Eine Schlussfolgerung aus der Auswertung war, dass „vor allem Arme registriert“ 
(Oberlies & Leuschner 2017: 185.) werden. 
29 Im Datensatz wurden vorwiegend Personen ohne legalen Aufenthaltstitel aus dem Albanien, Kosovo und 
Serbien mit einem (schweren) Wohnungseinbruchdiebstahl registriert. 
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2019: 21). Diese Deliktskategorie macht 27,8 % aller Taten von Geflüchteten als Tatverdächtigen 
aus. Innerhalb der Kategorie wurden in der PKS NRW am häufigsten „Betrugsdelikte insgesamt“ 
dokumentiert (80,0 %). Bei tatverdächtigen Geflüchteten wurde mit 62,0 % die Beförderungser-
schleichung am häufigsten in dieser Kategorie registriert, gefolgt von Urkundenfälschungen. 

Vergleicht man die einzelnen Aufenthaltstitel, fällt zunächst auf, dass die Vermögens- und Fäl-
schungsdelikte bei den tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufenthaltstitel prozentual am 
häufigsten erfasst wurden. Bei den anderen Geflüchtetengruppen war diese Deliktskategorie pro-
zentual die zweithäufigste Kategorie. 

Außer bei den tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufenthaltstitel wurde am häufigsten die 
Beförderungserschleichung registriert. Bei den tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufent-
haltstitel war das häufigste Delikt die Urkundenfälschung (Abb. 6). In dieser Deliktskategorie 
wurden verhältnismäßig viele Personen ohne legalen Aufenthaltstitel registriert, die ihren Wohn-
sitz im Ausland angemeldet hatten (20,2 %), insbesondere bei den Delikten der Beförderungser-
schleichung (26,3 %) und Urkundenfälschung (17,1 %). Weiter fiel auf, dass die tatverdächtigen 
Schutzberechtigten verhältnismäßig häufiger mit Sozialleistungsbetrug, Leistungsbetrug und 
Versicherungsmissbrauch als die anderen tatverdächtigen Gruppen registriert wurden. 

Bei der Beförderungserschleichung handelt es sich wie beim Ladendiebstahl um ein Melde- bzw. 
Kontrolldelikt. Es unterliegt ähnlichen Verzerrungen bei der Erfassung. Die Beförderungser-
schleichung („Schwarzfahren“) wurde von den Expert*innen als klassisches Delikt bei Geflüch-
teten genannt (vgl. FGI III). Für die erhöhte Erfassung dieses Deliktes gab es nach Aussagen der 
Expert*innen den Grund, dass die Geflüchteten zum einen den Zahlungsprozess beim Bus- und 
Bahnfahren (vgl. FGI I) nicht durchschauten und sie zum anderen bezüglich der gestaffelten 
Preisstufen des öffentlichen Nahverkehrs häufig in Unkenntnis sind. 

Die Urkundenfälschung kann auf den (fehlenden) rechtlichen Status der Geflüchteten zurückge-
führt werden. Insbesondere Personen ohne legalen Aufenthaltstitel wurden im vorliegenden Da-
tensatz in 60,5 % der Urkundenfälschung registriert. Der Bereich der Urkundenfälschung ist ein 
komplexes Thema und wurde von den Expert*innen unabhängig vom Aufenthaltstitel der Ge-
flüchteten so eingeschätzt, dass häufig Papiere auf dem Weg verloren, gestohlen, ggf. auch ver-
kauft oder getauscht werden für Papiere, die bessere Chancen auf einen positiven Aufenthaltsti-
tel versprechen als die eignen (vgl. FGI IV). 

„[Papiere werden] gerne auch schon auf dem Fluchtweg gegen andere alternative 
Papiere eingetauscht [Zustimmung einer anderen Expertin], die dann als günstiger 
empfunden werden in dem Moment, um dann wieder die nächste Landesgrenze 
überschreiten zu können.“ (ebd.). 

Weiterhin werden Personen mit Urkundenfälschungen erfasst, die sich durch den neuen Pass 
mehrfach (vgl. FGI III) oder sich mit einem Pass in mehreren Städten registriert haben, um mehr 
Leistungen zu beziehen (vgl. FGI II). 

5.4 Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 

An dritter Stelle der erfassten Deliktskategorien bei Geflüchteten als Tatverdächtigen stehen mit 
10,6 % die Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit, darunter vorwiegend einfache und 
gefährliche Körperverletzung. Für alle Tatverdächtigen in NRW betrug der Anteil in der PKS 2018 
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hier 9,8 % und lag somit nur gering unter dem Anteil bei den tatverdächtigen Geflüchteten. Ver-
gleicht man die prozentualen Anteile der Geflüchtetengruppen, so wurden die tatverdächtigen 
Personen ohne legalen Aufenthaltstitel verhältnismäßig seltener in dieser Kategorie erfasst als 
die anderen Geflüchtetengruppen. Insbesondere die tatverdächtigen Schutzberechtigten wurden 
bei den Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit verhältnismäßig häufiger erfasst als die 
anderen drei Geflüchtetengruppen. 

Innerhalb der Kategorie war auffällig, dass die tatverdächtigen Schutzberechtigten verhältnis-
mäßig häufiger mit einfachen Körperverletzungsdelikten und seltener mit gefährlichen Körper-
verletzungsdelikten als die anderen Geflüchtetengruppen registriert wurden. 

Aufgrund der ähnlichen prozentualen Anteile innerhalb der Kategorie werden die einzelnen Auf-
enthaltstitel nicht separat voneinander analysiert. In der Deliktskategorie der Straftaten gegen 
die körperliche Unversehrtheit wurden 45,0 % geflüchtete Einzeltatverdächtige erfasst, in der 
NRW PKS 2018 fiel der Prozentsatz der Einzeltatverdächtigen in den Körperverletzungsdelikten 
dagegen mit 51,2 % höher aus. Mehrfach erfasst wurden Geflüchtete in rund einem Viertel inner-
halb der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit und in einem weiteren Viertel in anderen 
Deliktskategorien. Die tatverdächtigen Geflüchteten wurden selten unter Alkoholeinfluss und 
noch seltener unter dem Einfluss von harten Drogen von der Polizei in dieser Deliktskategorie 
registriert, ähnlich zu den in der PKS NRW 2018 erfassten Fällen.30 Diesbezüglich zeigt sich kein 
Unterschied, wobei man davon ausgehen kann, dass Alkohol- oder Drogeneinfluss bei Geflüch-
teten durch die Polizei durchaus eher erfasst wird als bei Nicht-Geflüchteten. 

Die Expert*innen in den Fokusgruppeninterviews wiesen mehrfach auf Fälle häuslicher Gewalt 
zwischen Ehepartner*innen oder Lebenspartner*innen hin, die häufig nicht angezeigt würden. 

„Dann sind sie [Sozialarbeiter*in in der Unterkunft] in einer Zwickmühle. Also die 
Frau will teilweise nicht, dass der Mann aus dem Haus geht oder gehen muss, aber 
sie vertraut sich uns an, dass der Mann sie schlägt / aber wir dürfen ihm das nicht 
sagen, weil dann gibt es nur noch mehr Probleme.“(FGI II) 

Im Datensatz zeigten sich Hinweise auf häusliche Gewalt bei der Betrachtung der Tatverdächti-
gen-Opfer-Beziehung und der gleichen Staatsangehörigkeit. Wurde ein männlicher tatverdächti-
ger Geflüchteter mit einer Körperverletzung erfasst, so waren bei 42,6 % der weiblichen Opfer 
Partnerinnen betroffen. 

Bei den Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit ist weiter auffällig, dass die Tatverdäch-
tigen und Opfer häufiger die gleiche Staatsangehörigkeit besitzen als in anderen Deliktskatego-
rien. Dies betrifft insbesondere Personen, die mit syrischer, afghanischer, irakischer oder irani-
scher Staatsangehörigkeit registriert wurden. In weiteren 30 % waren Personen mit einer deut-
schen Staatsangehörigkeit Opfer von Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit. Neben der 
häuslichen Gewalt kann neben der gleichen Staatsangehörigkeit von Tatverdächtigen und Opfern 
auch der hohe prozentuale Anteil (70, 5 %) der Nähe des Wohnortes des Tatverdächtigen zum 
Tatort darauf hindeuten, dass es Konflikte im sozialen oder nachbarschaftlichen Umfeld gegeben 

                                                           
30 In der einfachen Körperverletzung standen 21,9 % unter Alkoholeinfluss und 2,9 % unter dem Einfluss 
harter Drogen (LKA 2019: 166); bei der gefährlichen und schweren Körperverletzung standen 28,4 % unter 
Alkoholeinfluss und 4,6 % unter dem Einfluss harter Drogen (LKA NRW 2019: 160). 
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hat. Im Zusammenhang mit Geflüchteten ist hier sogar wahrscheinlich, dass die Konflikte im 
Rahmen von Asylbewerberunterkünften stattgefunden haben.31 

5.5 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung machten in Relation zu anderen Straftatkate-
gorien bei Geflüchteten (mit 0,7 %) einen geringeren Anteil aus als in der PKS NRW 2018 insge-
samt (1,1 %). Zu beachten ist hierbei allerdings, dass ab November 2016 weitere Straftaten ge-
gen die sexuelle Selbstbestimmung im Strafgesetzbuch verankert wurden, sodass im Berichts-
jahr 2018 nun mehr Delikte in dieser Kategorie erfasst werden, sodass ein Vergleich in dieser 
Deliktsgruppe nur schwer möglich ist. 

Vergleicht man die Geflüchtetengruppen miteinander, dann fällt auf, dass die tatverdächtigen 
Gruppe der Schutzberechtigten einen höheren prozentualen Anteil an dieser Kategorie hatte als 
die anderen Geflüchtetengruppen. Im Vergleich zur PKS NRW 2018 liegt die Verteilung mit tat-
verdächtigen Geflüchteten innerhalb dieser Kategorie anders: Bei den Geflüchteten war das häu-
figste Delikt der sexuelle Übergriff auf Widerstandsunfähige und der sexuelle Missbrauch von 
Jugendlichen und Kindern, während es in der PKS NRW 2018 die sexuelle Nötigung32, aber auch 
der sexuelle Missbrauch von Kindern war.33 Innerhalb dieser Kategorie war die deutlichste Ab-
weichung der Rangfolge der Delikte bei den tatverdächtigen Personen ohne legalen Aufenthalts-
titel zu erkennen.34 Diese wurden am häufigsten bei Delikten im Bereich der Prostitution und der 
Zuhälterei von der Polizei registriert (Abb. 14). Der Vergleich der prozentualen Anteile der einzel-
nen Delikte innerhalb dieser Kategorie zwischen den Geflüchtetengruppen zeigt, dass tatver-
dächtige Personen ohne legalen Aufenthaltstitel häufiger als die anderen Geflüchtetengruppen 
im illegalen Rotlichtmilieu zu finden sind. In dieser Deliktskategorie wurden nur wenige Fälle do-
kumentiert, daher sind die starken Schwankungen der prozentualen Anteile und der Rangfolge 
der Delikte zwischen den Geflüchtetengruppen teilweise schon mit einstelligen Fallanzahlen zu 
beeinflussen und sollten daher nicht weiter im Detail beschrieben bzw. analysiert werden. 

Die Tatorte lagen mit 61,2 % im näheren Wohnumfeld aller tatverdächtigen Geflüchteten. Auf-
fällig war, dass die polizeilich erfassten Geflüchteten häufiger ein ähnliches Alter hatten wie die 
Opfer. Weibliche Opfer besaßen vermehrt die deutsche Staatsangehörigkeit. 

5.6 Drogendelikte 

Mit 8,6 % sind Drogendelikte im Vergleich zu 5,3 % bei allen TV in der PKS NRW 2018 überreprä-
sentiert.35 Vergleicht man die prozentualen Anteile der jeweiligen Geflüchtetengruppen, so fällt 

                                                           
31 Dieser und anderen Fragestellungen zum Kontext Asylbewerberunterkunft wird im Fluchtpunkt 5 und 
in Kapitel 6 dieses Arbeitspapiers ausführlicher nachgegangen. 
32 Bspw. wurde die Erfassung der „sonstigen sexuellen Nötigung“ (ab PKS-Schlüssel: 112000 bis 113000) 
ab 2017 breiter gefasst. 
33 Die geringe Fallzahl in dieser Deliktskategorie kann zu den Unterschieden der einzelnen Deliktsrangfol-
gen führen. 
34 Die Fallzahlen für Personen ohne legalen Aufenthaltstitel sind in dieser Deliktskategorie jedoch sehr 
klein (unter 35 Fällen), sodass ein Fall die Rangfolge der Delikte direkt verändern kann. 
35 In der PKS 2018 waren 0,4 % direkte Beschaffungskriminalität (Raub, Fälschung, einfacher und schwerer 
Diebstahl zur Erlangung von Betäubungsmitteln) innerhalb der Rauschgiftdelikte registriert (LKA NRW 
2019). Im Vergleich wurden von den Geflüchteten 0,1 % Fällen mit direkter Beschaffungskriminalität re-
gistriert. 
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auf, dass Asylbewerber*innen und Schutzberechtigte geringfügig mehr erfasst wurden als tat-
verdächtige Geduldete und Personen ohne legalen Aufenthaltstitel (Abb. 2). Innerhalb der Dro-
gendelikte wurden mit 77,9 % am meisten Vergehen im Kontext mit Cannabis erfasst, während 
der prozentuale Anteil in der PKS NRW 2018 bei 63,2 % lag. Innerhalb der Kategorie war auffällig, 
dass registrierte Personen ohne legalen Aufenthalt, Geduldete und Schutzberechtigte in der 
Rangfolge der prozentualen Anteile häufiger mit geringen Mengen harter Drogen als mit Handel 
von Cannabis erfasst wurden (Abb. 18). 

Der erhöhte Anteil der Delikte mit sog. „weichen“ Drogen bei allen Geflüchteten kann unter-
schiedlich erklärt werden. Zum einen können Personen mit einem nichtdeutschen Erscheinungs-
bild einer erhöhten Kontrolldichte ausgesetzt sein und somit häufiger mit Drogendelikten erfasst 
werden (s. Abschnitt 3.1). 

Expert*innen gaben in den Fokusgruppeninterviews zum anderen an, dass die Lebenslagen, aus 
denen Geflüchtete geflohen sind, die Fluchterfahrungen und die Warte- und Unsicherheitssitua-
tion in Deutschland36 im Zusammenhang mit einem erhöhten Konsum an Betäubungsmitteln 
stehen können. 

„[Die vom Erlebten] auch wirklich dann traumatisiert sind. Die psychische Prob-
leme haben. Da spielen Drogen ganz oft eine Rolle.“ (FGI III) 

Eine Erklärung für die verhältnismäßig hohe Erfassung von Handel mit Cannabis ist die finanzi-
elle Situation der Geflüchteten. Durch den Handel mit Drogen (insbesondere Cannabis) wird ver-
sucht Geld einzunehmen, dass anderweitig nicht verdient werden kann. 

„Wie gesagt, (..), man muss Geld verdienen, irgendwie. Ja, und wenn ich keine Ar-
beitserlaubnis habe, wenn [ich] in der Gestattung bin und alles noch ungeklärt ist 
oder gesagt wird ‘Du musst sowieso bald nach Hause‘, dann versuche ich Mittel 
und Wege zu finden, um irgendwie an Geld zu kommen. Ja, da ist die Schwarzarbeit 
ist ein Thema, und, äh, Drogen verkaufen ist auch ein Thema.“ (FGI IV)  

Außer bei den Asylbewerber*innen wurden konsumnahe Delikte von „harten“ Drogen wie Heroin 
am zweithäufigsten registriert. Als Grund für den Konsum harter Drogen wurde die rechtliche 
Situation in Deutschland herangezogen. 

„Und natürlich für schwer traumatisierte Personen ohne Zugang zur gesundheitli-
chen Grundversorgung, ist natürlich auch der Konsum von diversen Substanzen 
Thema, weil man irgendwie einen Weg finden muss, mit der eigenen Psyche umzu-
gehen in dem Rahmen [...] Runterzukommen, mal schlafen zu können. [...]. Weil es 
gibt die Plätze für, ähm, psychologische Behandlung, die gibt es. Aber die haben 
eine ewig lange Wartezeit und da kommt man nicht einfach so dran.“ (ebd.) 
 

5.7 Andere Delikte 

Im Verhältnis zu anderen einzelnen Delikten wurde die Sachbeschädigung (9,8 %) im Jahr 2018 
in der PKS NRW 2018 häufiger registriert als im vorliegenden Datensatz mit allen Geflüchteten 
(0,9 %). Die Tatort-Wohnort-Beziehung deutet auf einen weiteren Kreis als das Wohngebiet der 

                                                           
36 Ausführlicher zu Opfererfahrungen von Geflüchteten in Deutschland und auf der Flucht, s. Feltes et al. 
(2018). 
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tatverdächtigen Person hin. Ein Erklärungsgrund für die verhältnismäßig stärker repräsentierte 
Sachbeschädigung in der PKS NRW 2018 kann sein, dass Bürger*innen Sachbeschädigungen 
häufiger anzeigen, da sonst der Schaden nicht erstattet wird. 

Bei der Bedrohung war auffällig, dass häufiger Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit be-
droht wurden. Bei den erfassten Opferspezifika zeigen sich keine Hinweise, dass eine bestimmte 
Berufsgruppe besonders betroffen war. Am häufigsten wurde kein Opferspezifikum (43,9 %), 
dann sonstige Kategorien von Opfern (40,3 %) und dann Personen aus dem Bewachungsgewerbe 
(9,5 %) registriert. Die Fokusgruppeninterviews gaben keine Hinweise auf eine mögliche Interpre-
tation. 

 

6. Erfasste Deliktskategorien von allen TV und Opfern im Unterkunftsdatensatz 

6.1 Deliktskategorien 

Der Datensatz zur Kriminalität im Kontext von Unterkünften beinhaltet aufgrund der Zusammen-
stellung der Daten auch einen Anteil von Tatverdächtigen mit deutscher Staatsangehörigkeit so-
wie von Menschen, die eine nichtdeutsche Staatsangehörigkeit besitzen, aber von der Polizei 
nicht als Geflüchtete registriert wurden. Es kann angenommen werden, dass ein Großteil der 
nichtdeutschen Personen der Gruppe Geflüchteter angehört, aber nicht richtig erfasst wurde. 
Unter den registrierten Tatverdächtigen im Kontext einer Unterkunft waren 3,2 % Personen mit 
deutscher Staatsangehörigkeit und 96,8 % nichtdeutsche Personen, wovon 89,9 % als 
Geflüchtete registriert wurden. 

Insgesamt wurden im Kontext von Unterkünften im gesamten Zeitraum 12 248 Fälle37 in den 16 
ausgewählten Städten und Landkreisen von der Polizei erfasst. Werden die ausländerrechtlichen 
Verstöße nicht berücksichtigt, so wurden im Kontext der Unterkunft mit 38,0 % Straftaten gegen 

                                                           
37 Mit ausländerrechtlichen Verstößen; ohne ausländerrechtliche Verstöße waren es 9775 Fälle. 
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Abbildung 21: Prozentualer Anteil der Fälle der erfassten Deliktkategorien im Kontext einer Unterkunft in 16 ausge-
wählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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die körperliche Unversehrtheit, mit 19,3 % einfacher Diebstahl sowie mit 18,4 % sonstige Straf-
tatbestände von der Polizei dokumentiert. Straftaten gegen das Leben (0,2 %) und Raubdelikte 
(0,8 %) wurden am seltensten von der Polizei erfasst (Abb. 21). 

6.2 Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 

40,8 % aller registrierten Fälle der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit im Kontext 
Flucht wurden im Kontext Unterkunft erfasst. Nur bei Straftaten gegen die persönliche Freiheit 
(45,6 %) wurden verhältnismäßig mehr Fälle einer Deliktskategorie im Kontext einer Unterkunft 
registriert. Bei den Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit entfielen zwei von drei er-
fassten Fällen auf einfache (67,3 %) und knapp jeder dritte erfasste Fall auf gefährliche (31,4 %) 
Körperverletzung. Dabei unterschieden sich die Anteile der erfassten Delikte mit Geflüchteten 
als Tatverdächtigen im Kontext Unterkunft nur marginal. Bei jedem fünften registrierten Fall 
(20,2 %) im Kontext einer Unterkunft handelte es sich um einfache Körperverletzung. In keinem 
der Fälle wurde nach Angaben der Polizei eine Schusswaffe eingesetzt. Bei 0,9 % der Fälle wur-
den Tatverdächtige unter Einfluss „harter Drogen“ und in 14,2 % der Fälle „unter Alkoholeinfluss“ 
registriert, wobei diese Zahlen wenig aussagekräftig sind, weil die Feststellung einer entspre-
chenden Intoxikation in den meisten Fällen nicht erfolgt, sofern sie nicht offensichtlich ist. In rund 
zwei von drei Fällen handelten die Tatverdächtigen alleine. 

81,1% der Tatverdächtigen wurden mit einem Aufenthaltsstatus erfasst, der unter die Geflüch-
tetendefinition fällt. 89,3 % der Tatverdächtigen waren männlich. Die häufigste erfasste Al-
terskategorie waren die 21- bis 30-Jährigen mit 42,5 %. In 68,1 % der Fälle wurden Tatverdäch-
tige nur einmal im gesamten Berichtszeitraum in dieser Kategorie erfasst. 11,0 % wurden in wei-
teren Kategorien registriert und 21,0 % mehrfach. In 82,4 % der Fälle lag der von der Polizei an-
gegebene Tatort im Wohnumfeld des Tatverdächtigen, was auch bedeuten kann, dass die gemel-
dete Wohnadresse – die Unterkunft – der tatverdächtigen Person der Tatort gewesen sein könnte. 

Die von der Polizei dokumentierten Opfer waren in dieser Kategorie in drei von vier Fällen männ-
lich und vorwiegend im Alter zwischen 21 und 30 Jahre alt (30,5 %). Die erfassten Opfer der 
Tatverdächtigen waren vorwiegend in der gleichen Alterskohorte wie die Tatverdächtigen (Abb. 
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Abbildung 22: Alterskategorien der Tatverdächtigen (x-Achse) mit prozentualen Anteil der Alterskategorien (Farben) 
der Opfer bei allen Fällen der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit im Kontext Unterkunft in 16 ausgewähl-
ten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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22) . In knapp 41 % der Fälle haben geschädigte Personen im Kontext einer Unterkunft Personen 
mit derselben Staatsangehörigkeit wegen Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit ange-
zeigt. Bei Personen mit afghanischer, bosnischer, eritreischer, irakischer, iranischer, mazedoni-
scher, serbischer und syrischer Staatsangehörigkeit wurden in knapp der Hälfte der erfassten 
Fälle andere Personen mit derselben Staatsangehörigkeit angezeigt. In 10,7 % der Fälle mit ei-
nem tatverdächtigen Geflüchteten handelte es sich um ein Opfer mit einer deutschen Staatsan-
gehörigkeit. 

6.3 Einfacher Diebstahl 

Unter den einfachen Diebstahlsdelikten wurde der sonstige einfache Diebstahl am häufigsten im 
Kontext von Asylbewerberunterkünften mit 70,0 % erfasst und dahinter mit 16,1 % der einfache 
Diebstahl aus Wohnungen, Kellerräumen u.a. Tatverdächtige Geflüchtete wurden seltener mit 
sonstigem einfachen Diebstahl (57,8 %) und häufiger mit Ladendiebstahl (21,2 %) registriert.  

90 % der Tatverdächtigen wurden mit einem Aufenthaltsstatus erfasst, der unter die Geflüchte-
tendefinition fällt. 92,0 % der Tatverdächtigen waren männlich, darunter 47,3 % im Alter zwi-
schen 21 und 30 Jahren. In rund der Hälfe der Fälle wurde kein Schaden angegeben. Wenn ein 
Schaden angegeben wurde, so lag dieser bei der unteren 0.25-Quartile bei bis zu 50 €, bei der 
Hälfte aller Fälle lag die Schadenssumme bei bis zu 200 € und bei der oberen 0.75-Quartile bei 
bis zu 500 €. Zu 82,8 % wurden Tatverdächtige in dieser Kategorie im Kontext einer Unterkunft 
nur einmal beim einfachen Diebstahl erfasst. In 8,4 % der Fälle wurden die Tatverdächtigen auch 
in anderen Kategorien als Tatverdächtige aufgenommen und in 8,8 % der Fälle wurden die Tat-
verdächtigen mehrfach in dieser Kategorie erfasst. 

6.4 Sonstige Straftatbestände und strafrechtliche Nebengesetze ohne ausländerrechtliche 
Verstöße 

Unter dieser großen Kategorie von Straftaten wurden im Rahmen der Unterkunft vorwiegend 
Sachbeschädigungen (36,9 %) erfasst. Des Weiteren sind auch Beleidigungen, Verleumdungen 
und Verunglimpfungen (18,9 %) und Hausfriedensbruch (18,5 %) sowie Widerstand gegen die 
Staatsgewalt (6,6 %) verzeichnet. Dabei unterschieden sich die Anteile der erfassten Delikte mit 
einem tatverdächtigen Geflüchteten im Kontext Unterkunft nur marginal. 

72,4 % der Tatverdächtigen wurden mit einem Aufenthaltsstatus erfasst, der unter die Geflüch-
tetendefinition fällt. In 8,4 % der Fälle – der höchste prozentuale Anteil an Fällen – wurden Tat-
verdächtige mit einer deutschen Staatsangehörigkeit erfasst. Bei allen genannten Delikten dieser 
Kategorie wurden vorwiegend männliche Tatverdächtige von der Polizei registriert (von 89 % bis 
93 %). In 41,0 % aller Fälle waren die Tatverdächtigen zwischen 21 und 30 Jahre alt. Bei den 
Delikten Sachbeschädigung und Hausfriedensbruch wurden unterschiedliche Schadenssummen 
von der Polizei angegeben: In 47 % der Sachbeschädigungen im Kontext der Unterkunft wurde 
keine Schadenssumme dokumentiert. Wenn ein Schaden angegeben wurde, so lag dieser in 25 
% der Fälle (0.25-Quartile) bei bis zu 50 €, in rund der Hälfte der Fälle betrug der angegebene 
Schaden bis zu 200 € und bei 75 % der Fälle (0.75-Quartile) bis zu 500 €. 

Bei 45 % der Hausfriedensbrüche wurde keine Schadenssumme erfasst. Bei Hausfriedensbrü-
chen mit Schadensangaben wurden im ersten Viertel der Fälle ein Schaden bis zu 25€ angege-
ben (0.25-Quartile), bei der Hälfte bis zu 150€ und bei der 0.75-Quartile bis 1000€. 
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Die Opfer eines Widerstandes gegen die Staatsgewalt waren vorwiegend zwischen 21 und 30 
Jahre alt (Abb. 23), wobei es sich bei 80,0 % der Fälle um Widerstand gegen Polizeibeamte han-
delte. 

6.5 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

Die Kategorie der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung machte im Kontext der Un-
terkunft einen Anteil von 0,9 % der von der Polizei dokumentierten Fälle aus. Am häufigsten wur-
den darunter der sexuelle Missbrauch von Kindern und Jugendlichen mit 37,4 % und der sexuelle 
Übergriff auf Widerstandsunfähige mit 31,4 % registriert (Abb. 24). Dabei unterschieden sich die 
Anteile der erfassten Delikte mit einem tatverdächtigen Geflüchteten im Kontext Unterkunft 
kaum. 
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Abbildung 23: Alterskategorien der Tatverdächtigen (x-Achse) mit prozentualen Anteil der Alterskategorien (Farben) 
der Opfer bei allen Fällen im Kontext einer Unterkunft mit dem Delikt Widerstand gegen die Staatsgewalt (§§ 111, 113, 
114, 120 u. 121 StGB) in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Abbildung 24: Prozentualer Anteil der erfassten Fälle innerhalb der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung im 
Kontext Unterkunft in 16 ausgewählten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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Mit 96,9 % wurden vorwiegend männliche Tatverdächtige erfasst, 27,9 % im Alter von 21 bis 30 
Jahre. 84,4 % der Tatverdächtigen wurden mit einem Aufenthaltsstatus erfasst, der unter die 
Geflüchtetendefinition fällt. In 79,4 % der Fälle war der Tatort in der Nähe des Wohnortes des 
Tatverdächtigen. Das bedeutet, dass in diesen Fällen der Tatort mit der Adresse des Tatverdäch-
tigen, also bspw. der Unterbringungseinrichtung, übereinstimmt oder im näheren Wohnumfeld 
des Tatverdächtigen gelegen haben könnte. 

87,9 % der Tatverdächtigen handelten alleine. Zur Tatzeit wurde bei 13,9 % der Tatverdächtigen 
Alkohol von der Polizei dokumentiert. In 79,1 % aller erfassten Fälle im Kontext der Unterkunft 
wurden die Tatverdächtigen nur einmal in dieser Kategorie von der Polizei aufgenommen, in 17,4 
% der Fälle wurden dieselben Tatverdächtigen auch noch in anderen Kategorien erfasst und in 
3,5 % der Fälle häufiger bei Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung in der Statistik do-
kumentiert. 

73,9 % der Opfer waren weiblich. In diesen Fällen wurden in 89,4 % männliche Tatverdächtige 
registriert. 27,9 % der Opfer hatten die deutsche Staatsangehörigkeit, in den verbliebenen Fällen 
mit Opfern konnten keine Tendenzen im Zusammenhang mit der Staatsangehörigkeit des Opfers 
erkannt werden. 

Bei der Altersverteilung der Opfer wurden am häufigsten Minderjährige und Jugendliche von der 
Polizei erfasst (Abb. 25). Bei näherer Betrachtung der erfassten formalen Beziehungen, wie El-
tern, Geschwister oder Betreuer*in, wurden in 54,1 % flüchtige oder keine Bekanntschaft und in 
den räumlichen Beziehungen, wie Nachbarn oder Haushaltsmitglieder, wurden in 74,1 % keine 
oder eine sonstige/andere Beziehung von der Polizei ermittelt.  

6.6 Drogendelikte 

Drogendelikte machten einen Anteil von 3,4 % aller Fälle (ohne die ausländerrechtlichen Ver-
stöße) aus, die von der Polizei im Kontext der Unterkunft dokumentiert wurden. Darunter betra-

Abbildung 25: Alterskategorien der Tatverdächtigen (x-Achse) mit prozentualen Anteil der Alterskategorien (Farben) 
der Opfer bei allen Fällen der Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung im Kontext Unterkunft in 16 ausgewähl-
ten Städten und Landkreisen im Zeitraum 2014 bis 2016 
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fen 78,1 % der Fälle vorwiegend konsumnahe Delikte und weniger den Handel oder sonstige De-
likte im Zusammenhang mit Cannabis. Dabei unterschieden sich die Anteile der erfassten Delikte 
mit einem tatverdächtigen Geflüchteten im Kontext Unterkunft nur marginal. 

82,0 % der Tatverdächtigen wurden mit einem Aufenthaltsstatus erfasst, der unter die Geflüch-
tetendefinition fällt. In 7,5 % der Fälle wurden die Tatverdächtigen mit einer deutschen Staats-
angehörigkeit erfasst. In 59,8 % der Fälle wurde der Tatverdächtige in dieser Kategorie nur ein-
mal, in 28,7 % der Fälle in weiteren Kategorien und in 11,7 % der Fälle mehrfach mit einem Dro-
gendelikt erfasst. 

 

7. Vergleich und Interpretation der vorgestellten Ergebnisse im Kontext Unterkunft 

7.1 Deliktskategorien 

Vergleicht man die zuvor beschriebenen Verhältnisse der Deliktskategorien und einzelnen De-
likte mit dem weiter oben dargelegten Datensatz zum Kontext Flucht, ist zu erkennen, dass in 
Asylbewerberunterkünften in NRW vermehrt Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 
von der Polizei registriert wurden. Einfacher Diebstahl wurde ebenfalls vergleichsweise häufiger 
erfasst als im Kontext Flucht. Die Vermögens- und Fälschungsdelikte dagegen wurden in der 
Unterkunft seltener von der Polizei registriert. Eines der wenigen Bundesländer, das Angaben zu 
Deliktsstrukturen in der Asylbewerberunterkunft erfasst, ist Bayern. Vergleicht man die Delikts-
strukturen miteinander, so zeigen sich ähnliche Tendenzen in den Erfassungsjahren 2014 bis 
2016 in NRW und dem Erfassungsjahr 2016 in Bayern. In Bayern wurden in Unterkünften 60,9 % 
Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit, andere Straftaten mit 20 %, Dieb-
stahlsdelikte mit 9,5 %, Drogendelikte mit 4,6 %, Vermögens- und Fälschungsdelikte mit 3,5 %, 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung mit 1,2 % und Straftaten gegen das Leben mit 
0,4 % in der Unterkunft registriert (Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Bau und Ver-
kehr 2017: 43).38  

Die erfassten Deliktsstrukturen innerhalb des Kontextes Unterkunft bilden nicht ausschließlich 
die registrierte Kriminalität von tatverdächtigen Geflüchteten ab, sondern die gesamte erfasste 
Kriminalität im Kontext Unterkunft. Etwa 9 % der Tatverdächtigen im vorliegenden Datensatz 
haben eine Staatsangehörigkeit der zehn häufigsten Fluchtherkunftsländer, sind aber in der PKS 
nicht mit dem polizeilichen Begriff des „Zuwanderers“ erfasst. Bei der Betrachtung der einzelnen 
Deliktskategorien zeigte sich allerdings, dass die allgemeine Deliktsstruktur im Datensatz zum 
Kontext Unterkunft derjenigen Deliktsstruktur entspricht, die sich speziell für die Fälle ergibt, bei 
denen Geflüchtete als Tatverdächtige erfasst wurden. Dieser Punkt wird in Kapitel 8 diskutiert. 

7.2 Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit 

Die Delikte, die von der Polizei in NRW am häufigsten im Kontext von Unterkünften erfasst wur-
den, waren Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit. Ähnliches zeigte sich auch in der 
bayerischen PKS 2016 (ebd.). In NRW wurde jedoch häufiger dokumentiert einfache Körperver-
letzung als in Bayern. Die registrierten tatverdächtigen Personen waren selten alkoholisiert. 

                                                           
38 Die Fälle in Bayern wurden ausschließlich in der Unterkunft erfasst, während sich der hier ausgewer-
tete Datensatz auf Taten im Kontext von Unterkünften bezieht, das bedeutet, dass auch Delikte im räum-
lichen Umfeld von Unterkünften einbezogen sind. 
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Aus qualitativen Studien (vgl. Christ et al. 2017; Engelmann & Rabe 2017) geht hervor, dass diese 
Konflikte auf die prekären Lebenslagen der Bewohner*innen in der Unterkunft zurückgeführt 
werden können (vgl. Fluchtpunkt 5). Auch Expert*innen aus den Fokusgruppeninterviews bestä-
tigten die Tatsache, dass es 2015/2016 in (Not-)Unterkünften häufig zu Konflikten kam. 

„Und dann auch so, Gewalt, es ist vielleicht das falsche Wort, aber viele ethnische 
Konflikte. [In] den Übergangsheimen gab es unterschiedliche Menschen aus unter-
schiedlichen Ländern. Kurden gegen Araber. [...] Also beide kommen aus Syrien, 
zum Beispiel, oder aus dem Irak. Jesiden und Kurden. Jesiden und Araber. Afgha-
nen, Pakistaner, Marokkaner und dann die anderen Nationen. Das war problema-
tisch.“ (FGI II) 

Bei Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit besitzen in zwei von fünf polizeilich re-
gistrierten Fällen Geschädigte und Tatverdächtige dieselbe Staatsangehörigkeit. 

„Die kommen aus der gleichen Region, die sprechen die gleiche Sprache, sind die 
gleiche ethnische Gruppe. Aber sie sind nicht die gleiche soziale Schicht. Also viele 
soziale Konflikte sind da zwischen arm und nicht so arm zum Beispiel.“ (FGI II) 

Daraus kann abgeleitet werden, dass nicht nur das Zusammenleben von Personen unterschied-
licher, sondern auch gleicher ethnischer Herkunft im Kontext von Sammelunterkünften häufig zu 
Konflikten geführt hat. Weitere Gründe für Konflikte in den Unterkünften waren nach Meinung 
der Expert*innen baulicher Natur und auf mangelnde Privatsphäre (vgl. FGI II) oder zu wenig 
Raum für teils mehrköpfige Familien (vgl. FGI III) zurückzuführen. Darüber hinaus führten psychi-
sche Erkrankungen (vgl. FGI III) oder psychische Gewalt zu Konflikten. 

 „Psychische Gewalt, Schlafentzug, [...] zum Beispiel der Eine muss arbeiten, will 
schlafen, der Andere will nachts telefonieren. Alles Mögliche an Gewalt, also alle 
Facetten von Gewalt.“ (FGI III) 

Sowohl Christ et al. (2017) als auch die Expert*innen der Fokusgruppeninterviews (vgl. FGI IV) 
wiesen auf die Bildung von Hierarchien innerhalb bzw. unter den Geflüchteten in der Unterkunft 
hin. Personen mit einer besseren Bleibeperspektive – z.B. aufgrund des Herkunftslandes – traten 
fordernder und anspruchsvoller gegenüber Personen mit einer schlechteren Bleibeperspektive 
auf oder diskriminierten Personen in einer vulnerableren Position aufgrund der Ethnie oder sexu-
ellen Orientierung. 

7.3 Einfacher Diebstahl 

Die Expert*innen der Fokusgruppeninterviews berichteten davon, dass Gegenstände von Ge-
flüchteten von anderen Geflüchteten entwendet wurden, sobald sich eine passende Gelegenheit 
ergab. 
 

„Wir […] mussten zum Bürgerbüro gehen, wegen unserer Anmeldungen. Da ist das 
komplette Heim aufgestanden, alle zusammen in der Truppe sind wir losgegangen 
und die zwei [Anmerkung: zwei Geflüchtete] sind nicht mitgekommen. Als wir zu-
rückgekommen sind, war nichts mehr in der Unterkunft drin […], die haben alles 
geklaut. […] Decke ist weg, Klamotten sind weg, Koffer ist weg, alles war weg“ (FGI 
II) 
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In Asylbewerberunterkünften waren gerade in der Zeit zwischen 2014 und 2016 hohe Fluktua-
tion, Anonymität und Überbelegung die Regel. Dies kann dazu geführt haben, dass Diebstähle 
leichter möglich waren. Insbesondere im Kontext Unterkunft kann man davon ausgehen, dass 
(Wert-) Gegenstände nicht ausreichend gesichert untergebracht werden konnten und einige Per-
sonen die Möglichkeiten ergriffen, um (Wert-) Gegenstände zu entwenden. 

 
„Wie wir gerade sagten schon beim Diebstahl, dass ein Handy wegkommt, dass 
Kleidungsstücke wegkommen, dass Wertgegenstände wegkommen, obwohl es 
Metallspinde gibt. Aber die können ganz leicht aufgebrochen werden“(FGI III) 

 
Aus der kriminologischen Forschung kann dafür die Theorie des „Routine Activity Approach“ (vgl. 
Cohen & Felson 1979) herangezogen werden. Diese Theorie besagt, dass es dann zu einer Tat 
kommen kann, wenn ein*e motivierte*r Täter*in auf ein geeignetes Tatobjekt trifft und dabei kein 
ausreichender formeller oder informeller Schutz vorhanden ist. Einige Expert*innen berichteten, 
dass häufig Diebstähle vorgekommen sind, vieles dabei aber auch nicht angezeigt wurde, weil 
der Kontakt mit der Polizei, aufgrund von anderweitigen Erfahrungen in der Vergangenheit, uner-
wünscht war (vgl. FGI III). 

 
„Ich finde die Polizei ist häufig ein großes Thema. Also neulich meinte ein Bewohner 
zu mir: ‚Ja, sein Handy wäre ihm geklaut worden. Er glaubt auch zu wissen, wer es 
war. Er wusste jetzt aber nicht, ob er zur Polizei gehen zu kann, um eine Anzeige zu 
machen, weil nachher kriegt er ja Probleme mit der Polizei.‘ Ich glaube die Polizei 
ist so eine große Übermacht in vielen Ländern. Da geht man nicht so einfach hin. 
Und wenn man dann keine hundertprozentigen Beweise hat, was passiert dann mit 
einem selbst?“ (FGI III) 

7.4 Andere Delikte 

Die in den Studien (s.o.) beschriebenen frustrierenden Lebenslagen geflüchteter Personen in Un-
terkünften können auch zu der häufigen Erfassung von Sachbeschädigungen (FGI III) und Bedro-
hungen geführt haben. Expert*innen gaben an, dass Geflüchtete aggressives Verhalten gegen 
andere Geflüchtete oder in Form von Sachbeschädigungen einsetzten, um einen Auszug aus der 
Unterkunft zu provozieren und schneller eine eigene Wohnung vermittelt zu bekommen. 

 
„Die provozieren, die machen alles kaputt, die schmeißen alles herum. Dann kom-
men die in eine Wohnung. Und das haben viele gemacht.“ (FGI II) 

 
Bei den Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung im Kontext von Unterkünften wurden 
vorwiegend Straftaten mit minderjährigen Opfern von der Polizei registriert, wobei häufig keine 
Beziehung oder nur eine flüchtige Bekanntschaft zwischen Tatverdächtigen und Opfer ermittelt 
wurden. Das deutet darauf hin, dass keine sexuellen Straftaten gegenüber eigenen Familienan-
gehörigen angezeigt wurden. Auffällig war, dass häufig das Opfer und der Tatverdächtige in ei-
nem ähnlichen Alter waren. 

Bei den erfassten Drogendelikten wurde uns in den Fokusgruppeninterview berichtet, dass die 
Unterbringungssituation dazu führte, dass der Zugang zu Drogen vereinfacht wurde. 

„Klar, durch die Belegung schon alleine, ne. Also Viererbelegung, wenn man da ei-
nen dabei hat, der Drogen konsumiert oder Drogen dabei hat. Das spricht sich 
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schnell rum und dann wird da natürlich auch, was heißt gedealt, aber wird etwas 
abgegeben oder die Menschen kommen damit in Berührung. Das geht natürlich 
dann schneller als wenn man so irgendwo nach Deutschland kommt. Man hat halt 
schneller die Anlaufstation, wo kriegt der was her, der hat da was, der raucht. Es 
geht oft um Marihuanakonsum, also häufiger. Und dann kommen natürlich noch 
die anderen Drogen […] dazu. Klar, geht schnell. Es geht durch diese Unterkünfte 
denke ich schneller.“ (FGI III) 

 
8. Fazit und Diskussion 

Für den Bereich der Bundesrepublik Deutschland zeigte sich im Zeitraum von 2014 bis 2016 eine 
allgemeine Steigerung der registrierten Kriminalität von „Zuwanderern“ – unter diesen polizeili-
chen Arbeitsbegriff werden Personen mit Fluchthintergrund gefasst (vgl. BKA 2017). Ein wesent-
licher Grund hierfür war die Einreise insbesondere von jungen Männern, die ubiquitär überdurch-
schnittlich viele Straftaten begehen – ungeachtet ihrer Herkunft. Parallel dazu entwickelte sich 
der gesellschaftliche und mediale Diskurs (vgl. Küpper et al. 2016), in dem die Aufnahme von 
Geflüchteten zunächst vornehmlich in einen Zusammenhang mit einer Willkommenskultur ge-
stellt wurde, zunehmend zu einer Sicherheitsdebatte. Ein zentraler Wendepunkt hierbei war die 
Kölner Silvesternacht 2015/2016, in der rund 1 200 Strafanzeigen wegen Raub, sexueller Nöti-
gung und Diebstahl mit vorwiegend Geflüchteten als Tatverdächtigen erstattet wurden (vgl. 
Landtag NRW 2017)Dies veränderte die generelle und auch die mediale Wahrnehmung grundle-
gend. Infolgedessen rückte die registrierte Kriminalität von Geflüchteten in den Mittelpunkt der 
Sicherheits- und Kriminalpolitik und der sie begleitenden öffentlichen und medialen Debatten 
(vgl. Arendt et al. 2017). Dabei standen in der Regel emotionsgeladene Deliktsbereiche wie Ge-
walt- und Sexualstraftaten im Fokus, die im Verhältnis zu ihrer Registrierung unverhältnismäßig 
häufig thematisiert wurden (vgl. Pfeiffer et al. 2018). Eine differenzierte Betrachtung der gesam-
ten registrierten Kriminalität von Geflüchteten zeigt indes, dass auch hier Bagatellkriminalität 
dominiert und stark zwischen verschiedenen Gruppen differenziert werden muss. 

8.1 Deliktsstruktur von tatverdächtigen Geflüchteten 

Die von uns durchgeführte Analyse der polizeilichen Hellfeld-Daten für die Jahre 2014 bis 2016 
aus 16 ausgewählten Städten und Kommunen in NRW zeigt bezüglich der Deliktsstruktur der 
registrierten Kriminalität von Geflüchteten, dass 57,7 % der erfassten Delikte (ohne ausländer-
rechtliche Verstöße)39 einfacher Diebstahl, Vermögens- oder Fälschungsdelikte waren. Dabei 
wurden Delikte wie Ladendiebstahl, Beförderungserschleichung sowie Urkundenfälschung am 
häufigsten registriert und machten 41,8 % aller erfassten Delikte mit Geflüchteten als Tatver-
dächtigen aus. Innerhalb der einfachen Diebstahlsdelikte machte der Ladendiebstahl bei dieser 
Gruppe einen deutlich höheren prozentualen Anteil aus als in der PKS NRW 2018 insgesamt. 
Vergleichbares gilt für Beförderungserschleichung und Urkundenfälschung als Teil der Vermö-
gens- und Fälschungsdelikte. Die vergleichsweise häufigere Erfassung der Delikte des einfachen 
Ladendiebstahls und der Beförderungserschleichung zeigte sich auch in anderen Hellfeldanaly-
sen zu Geflüchteten (vgl. Walburg 2016: 23 f.; Haverkamp 2016: 85). In älteren Auswertungen 

                                                           
39 Die ausländerrechtlichen Verstöße machten 43,0 % aller erfassten Fälle mit einem tatverdächtigen Geflüchte-
ten aus, wovon 18,5 % auf unerlaubte Einreise, 60,6 % auf unerlaubten Aufenthalt mit einer unerlaubten/unge-
klärten Einreise und 16,9 % auf unerlaubten Aufenthalt ohne unerlaubte Einreise entfielen. 



 
 

45 
 
 

zur Deliktsstruktur von Geflüchteten bzw. Asylbewerber*innen zeigte sich eine ähnliche Delikts-
struktur, in der einfacher Ladendiebstahl und Beförderungserschleichung die meisten erfassten 
Delikte waren (vgl. Althoff & de Haan 2006: 445; insbesondere zu Asylbewerber*innen: BMI & 
BMJ 2006: 422 und Steffen 2001: 244). 

Für die vermehrte Erfassung dieser Delikte gibt es verschiedene Erklärungsansätze. Sie ist zum 
einen im Zusammenhang mit der regelmäßig prekären finanziellen Situation der Geflüchteten zu 
sehen; ihr rechtlicher Status macht sie von staatlichen Leistungen abhängig. Auch deutsche Per-
sonen, die auf staatliche Leistungen angewiesen sind, werden überproportional häufig mit La-
dendiebstählen registriert. In einer Aktenauswertung, in der u.a. Ladendiebstähle separat unter-
sucht wurden, zeigte sich, dass eine von drei tatverdächtigen Frauen und einer von fünf tatver-
dächtigen Männern staatliche Leistungen bezogen (vgl. Oberlies & Leuschner 2017: 181). Die 
Rolle der geringen finanziellen Mittel wurde von Expert*innen auch in den von uns durchgeführ-
ten Fokusgruppeninterviews bestätigt. Die Sozialleistungen zur Deckung persönlicher Bedürf-
nisse für Geflüchtete in Unterkünften wurden im Oktober 2016 mit in Kraft treten des „Asylpaket 
1“ von finanziellen Mitteln auf unbare Sachleistungen umgestellt (Deutscher Bundestag 2016: 
7). In den Fokusgruppeninterviews wurde in diesem Zusammenhang außerdem thematisiert, 
dass viele Geflüchtete die ohnehin begrenzten finanziellen Mittel dafür verwendeten, Verwandte 
in ihren Heimatländer zu unterstützen oder auf der Flucht entstandene Schulden zu begleichen.  

Zum anderen ist zu beachten, dass die Registrierung von Kriminalität – insbesondere beim La-
dendiebstahl und der Beförderungserschleichung – abhängig ist von ihrer öffentlichen Sichtbar-
keit, der Kontrollaktivität von Dienstleister*innen aus dem Sicherheits- und Kontrollgewerbe und 
vom Anzeigeverhalten von Betroffenen (s. Abschnitt 3.2). Diese Umstände können im Fall von 
Geflüchteten in besonderer Weise ausgeprägt sein. Bei registrierten Bagatelldelikten mit nicht-
deutschen Tatverdächtigen wird etwa überproportional häufig ermittelt und gelangen somit 
mehr Taten aus dem Dunkelfeld in das Hellfeld (Mansel 2008: 562). Insbesondere bei Ladendieb-
stählen und Beförderungserschleichungen muss von einer erhöhten Kontrollaktivität gegenüber 
Geflüchteten seitens Ladendetektiv*innen oder Kontrolleur*innen ausgegangen werden. 

Die dritthäufigste Deliktskategorie waren mit einem Anteil von 10,9 % Straftaten gegen die kör-
perliche Unversehrtheit. Hier wurden zu rund zwei Dritteln einfache und zu rund einem Drittel 
gefährliche Körperverletzungen registriert. Bei den Geflüchteten war in dieser Deliktskategorie 
auffällig, dass Tatverdächtige und Opfer häufiger als in den anderen Kategorien, wie den Straf-
taten gegen die persönliche Freiheit, die gleiche Staatsangehörigkeit besaßen. Auch das Lagebild 
des Bundeskriminalamtes zur Kriminalität im Kontext von Zuwanderung hatte gezeigt, dass bei 
Körperverletzungen mit Geflüchteten als Tatverdächtigen häufig andere Geflüchtete als mut-
maßliche Opfer registriert werden (vgl. BKA 2016, 2017, 2018). 

Es können diverse Erklärungsansätze für die Erfassung der Körperverletzungsdelikte als dritt-
größte Deliktskategorie im Hellfeld mit tatverdächtigen Geflüchteten bzw. Nichtdeutschen her-
angezogen werden. Dabei können – einen erhöhten Anteil junger und männlicher Personen auf-
weisende – Alters- und Geschlechtsstruktur (vgl. Feltes et al. 2016), in einigen sozialen Gruppen 
geltende gewaltlegitimierenden Männlichkeitsnormen (vgl. Baier 2009; Pfeiffer et al. 2018), in-
nere und äußere Kulturkonflikte (vgl. Walburg 2018), Postmigrationsstressoren (vgl. Carlsson & 
Sonne 2018; Christ et al. 2017; Althoff & de Haan 2004) oder psychischen Belastungen im Her-
kunftsland oder auf der Flucht (vgl. Koch & Winter 2005) eine Rolle spielen. 
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Die analysierten Datensätze enthielten jedoch nur Angaben zu Alter und Geschlecht, Herkunfts-
ländern und Staatsangehörigkeiten; zusätzlich wurde die Variable Unterkunft generiert (vgl. Roy-
Pogodzik et al. 2019). Daher können Zusammenhänge auch nur mit diesen Variablen untersucht 
werden. Einen plausiblen Erklärungsansatz für aggressives Verhalten im Aufnahmeland bieten 
Postmigrationsstressoren, zu denen u.a. die Unterbringungssituation und die vom Asylverfahren 
bzw. Aufenthaltstitel abhängige Lebenslage zugeordnet werden können. Weitere Annahmen 
etwa zum Herkunftsland und kulturellen Einflüssen auf deviantes Verhalten in Deutschland kön-
nen anhand des Datensatzes nicht fundiert abgeleitet werden.40 

Ein Ort, an dem Geflüchtete in intensiven Kontakt mit anderen Geflüchteten kommen, ist die 
Asylbewerberunterkunft. Speziell in den Jahren 2014 bis 2016 war die Unterbringungssituation 
in den Unterkünften aufgrund von Überbelegungen und erheblichen baulichen und strukturellen 
Mängeln äußerst prekär. Bei den Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit mit einem tat-
verdächtigen Geflüchteten wurden 40,8 % aller Fälle im Kontext einer Unterkunft registriert. In 
anderen Bundesländern war dieser Wert noch höher. In der bayerischen PKS 2016 etwa wurden 
von den registrierten Rohheitsdelikten und Straftaten gegen die persönliche Freiheit 63,2 % in-
nerhalb einer Unterkunft begangen (vgl. Bayerisches des Innern, für Bau und Verkehr 2017: 42, 
52).41 Der deutlich geringere Anteil in unserer Analyse könnte in der Datenstruktur des vorlie-
genden Datensatzes begründet sein, weil nicht alle Fälle, die innerhalb von Unterkünften regis-
triert wurden, identifiziert werden konnten.42 In Abschnitt 8.4 wird ausführlich auf die Delikts-
strukturen in Unterkünften eingegangen. 

Bei den registrierten Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit war in Bezug auf die Tat-
verdächtigen-Opfer-Beziehungen auffällig, dass in den Fällen, in denen männliche Tatverdäch-
tige mit weiblichem Opfer registriert wurden, rund 42,6 % der Opfer Partnerinnen der Tatver-
dächtigen waren. Nach der Bundes-PKS lag der Anteil bei 46,4 % (BKA 2019; Opferbericht: 28), 
wobei die Beziehung alle Angehörigen gemäß § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB umfasst, also auch andere 
Familienangehörige als die Partnerin. In diesem Zusammenhang wurde in den Fokusgruppenin-
terviews häufig die häusliche Gewalt (vgl. Fluchtpunkt 6) thematisiert. Diese wird vorwiegend mit 
der beschränkten Bewegungsfreiheit, der unsicheren und neuen Lebenssituation oder fehlender 
Autonomie in anderen Lebensbereichen erklärt. Grundsätzlich wird im Deliktsbereich der häus-
lichen Gewalt von einer hohen Dunkelziffer ausgegangen (vgl. Kunz & Singelnstein 2016: 354). 
Dunkelfeldbefragungen könnten in diesem Bereich hilfreich sein, jedoch bestehen in Bezug auf 
die Befragungsgruppe, insbesondere in diesem sensiblen Themengebiet, erhebliche Hindernisse 
und Einschränkungen.43 Ggf. könnten diesbezüglich Befragungen zum Verhältnis von Geflüchte-
ten zur Polizei sowie zum Anzeigeverhalten von Geflüchteten, auch deliktspezifisch, durchge-
führt werden, um zukünftig Aussagen aus dem Hellfeld realistischer im Verhältnis zum Dunkel-
feld einordnen zu können. In einer (allerdings mehr als 25 Jahre zurückliegenden) Dunkelfeldbe-

                                                           
40 Ausführlich zu kulturellen Einflüssen auf die Kriminalität im Kontext Migration Walburg (2018). 
41 Die bayerische PKS erfasst Körperverletzungsdelikte nicht separat, sondern zusammen mit Raub, Nötigung, 
Bedrohung und Menschenhandel als „Rohheitsdelikte und Straftaten gegen die persönliche Freiheit“. 
42 Ausführlich zur Datenstruktur und deren Einschränkungen in Roy-Pogodzik et al. (2019).  
43 Ausführlich dazu Roy-Pogodzik et al. (2019)/Arbeitspapier 4. Auf Opfererlebnisse von Geflüchteten in Deutsch-
land und auf der Flucht wird auch im Abschlussbericht des Projektes „Flucht als Sicherheitsproblem“ eingegan-
gen. 
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fragung zu häuslichen Gewalterfahrungen (vgl. Wetzels & Pfeiffer 1995) zeigte sich, dass häufi-
ger über häusliche Gewalt berichtet wird, wenn ein Fragebogen ohne Anwesenheit eines Inter-
viewenden in einem verschlossenen Umschlag abgegeben werden kann. 

Bei den Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung waren die Opfer häufig minderjährig, 
was in dieser Form nicht in anderen Studien zu finden war. Die minderjährigen Betroffenen besa-
ßen in 47,8 % eine deutsche Staatsangehörigkeit und es gab (nach Polizeiangaben) vorab keine 
Beziehung zum Tatverdächtigen. Zusätzlich wurde ein ähnliches Alter zwischen Tatverdächtigen 
und Opfern registriert. Weitere Aussagen lassen sich zu diesen Befunden anhand des analysier-
ten Datensatzes nicht treffen. Bezüglich dieser Fälle müssten weitere Untersuchungen ange-
stellt werden; jedoch gelten auch hier einige Hindernisse und Einschränkungen bezüglich der Be-
fragungsgruppe und aufgrund des sensiblen Themas. Bei den Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung war weiterhin auffällig, dass in jedem fünften Fall mit einem tatverdächtigen 
Geflüchteten der Tatzeitpunkt im Dezember 2015 oder Januar 2016 lag, der Tatort aber nicht 
immer in Köln lag. Anzunehmen ist, dass diese Fälle im Zusammenhang mit der Silvesternacht 
2015/2016 erfasst wurden, in der nicht nur in Köln, sondern auch anderen Städten in NRW und 
Deutschland entsprechende Vorfälle registriert wurden. Zudem kann angenommen werden, dass 
die mediale Präsenz des Themas ab Januar 2016 die Anzeigebereitschaft von Betroffenen erhöht 
hat. 

Innerhalb der Drogendelikte wurden prozentual mehr Fälle im Zusammenhang mit konsumna-
hen Delikten und dem Handel von Cannabis als in der PKS NRW registriert. Zum einen sind Per-
sonen mit einem nichtdeutschen Erscheinungsbild einer erhöhten Kontrolldichte ausgesetzt und 
werden somit häufiger mit Drogendelikten erfasst. In den Fokusgruppeninterviews gaben Ex-
pert*innen zum anderen an, dass die Lebenslagen, aus denen Geflüchtete geflohen sind, die 
Fluchterfahrungen und die Warte- und Unsicherheitssituation in Deutschland44 im Zusammen-
hang mit einem erhöhten Konsum an Betäubungsmitteln stehen können. Abschließend ist im 
Zusammenhang mit dem Handel von Cannabis auch erneut auf die finanzielle Lage der Geflüch-
teten hinzuweisen. Auch Expert*innen der Fokusgruppeninterviews bestätigten, dass einige Ge-
flüchtete sich aus dem Handel mit Betäubungsmitteln eine Einnahmequelle zu verschaffen su-
chen. 

8.2 Tatverdächtigenstrukturen 

Die Ergebnisse zeigen, dass vorwiegend Männer im Alter von 20 bis 30 Jahren als Tatverdächtige 
registriert wurden. Dieses Ergebnis verwundert aus zwei Gründen nicht. Erstens wird die Bevöl-
kerungsgruppe der jungen Männer in allen Gesellschaften in besonderer Weise strafrechtlich 
auffällig (vgl. Kunz & Singelnstein 2016: 225 f.). Zweitens waren in den Jahren 2014 bis 2016 
rund 66 % der Asylerstantragstellenden in Deutschland junge Männer bis 30 Jahre (vgl. BAMF 
2015; BAMF 2016; BAMF 2017). Zu vermuten ist, dass aufgrund dieser hohen Anzahl an jungen 
männlichen Asylerstantragstellern sowohl die Zahl der jungen männlichen Tatverdächtigen ge-
samt als auch in den einzelnen Deliktskategorien in diesem Zeitraum so hoch lag. Um eine fun-
dierte Aussage zu dieser Annahme treffen zu können, wäre die exakte Anzahl der in NRW bzw. in 
den 16 Städten und Kommunen lebenden Geflüchteten nötig. Diese müsste ins Verhältnis mit 
den PKS-Daten gesetzt werden, um – unter der Bedingung der gleichen Alters- und Geschlechts-
strukturen – bestimmen zu können, ob Geflüchtete häufiger von der Polizei registriert werden als 

                                                           
44 Ausführlicher zu Opfererfahrungen von Geflüchteten in Deutschland und auf der Flucht Feltes et al. (2018). 
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bspw. Deutsche. Insbesondere (aber nicht nur) in diesem Zeitraum fehlte den meisten Städten 
und Kommunen eine standardisierte Erfassung der gemeldeten Geflüchteten – ganz abgesehen 
von den Personen ohne legalen Aufenthalt.45 Des Weiteren sollten zum Vergleich ebenfalls die 
Sozialstruktur und der Urbanisierungsgrad der Bevölkerungsgruppe einbezogen werden (vgl. 
Steinwand 2010). Näherungsweise wurde eine solche Kennziffer von Glaubitz & Bliesener (2018) 
für Schleswig-Holstein generiert, allerdings umfasst diese Kennziffer nur Nichtdeutsche und 
nicht speziell Geflüchtete. Auch wenn diese Kennzahl mit einiger Vorsicht interpretiert werden 
muss, konnten Tendenzen der Kriminalitätsbelastung von Nichtdeutschen im Verhältnis zu ihrem 
Anteil an der Bevölkerung gefunden werden. Es zeigte sich, dass sich unter Berücksichtigung der 
Alters- und Geschlechtsstruktur die Kriminalitätsbelastung von Nichtdeutschen an die von Deut-
schen anglich. 

Aufgrund des fehlenden Referenzwertes können in dieser Analyse keine aussagekräftige Bewer-
tung der Geschlechter- und Altersverhältnisse erfolgen und keine allgemeinen Rückschlüsse auf 
die Tatverdächtigenstrukturen von Geflüchteten gezogen werden. Insbesondere auf dieses For-
schungsdesiderat wird im Zusammenhang mit der Ermittlung von Tatverdächtigenbelastungs-
zahlen für Nichtdeutsche oder Geflüchtete schon seit langer Zeit hingewiesen (vgl. BMI & BMJ 
2006). 

Die erfassten Opfer waren vorwiegend männlich und zwischen 30 und 40 Jahre alt. Ob es sich 
bei den Opfern mehrheitlich um Geflüchtete handelte, lässt sich anhand der Daten nicht feststel-
len, da bei Opfern nur im Jahr 2016 – und das auch nicht konsequent – die Variable „Flücht-
ling/Asylbewerber“ erhoben wurde.46 Weitere Angaben zu erfassten Opfern und Opferdelikten 
im Dunkelfeld in Deutschland und auf der Flucht werden im Abschlussbericht des Projekts ver-
öffentlicht.   

8.3 Deliktsstrukturen von Tatverdächtigen mit unterschiedlichen Aufenthaltstiteln 

Der Aufenthaltsstatus stellt einen einflussreichen Faktor für die Straffälligkeit von Geflüchteten 
dar. Dies wurde zuletzt auf Grundlage polizeilicher Daten, Angaben aus dem Ausländerzentral-
register und dem Melderegister in Schleswig-Holstein belegt (vgl. Glaubitz & Bliesener 2019). In 
der Analyse der Deliktsstrukturen für NRW zeigte sich bei tatverdächtigen Asylbewerber*innen 
eine ähnliche Deliktsstruktur wie bei Schutzberechtigten, aber eine andere als bei tatverdächti-
gen Geduldeten und Personen ohne legalen Aufenthalt. Asylbewerber*innen wurden in früheren 
Studien (vgl. Walburg 2016; Haverkamp 2016) ebenfalls vermehrt mit Ladendiebstahl und Be-
förderungserschleichung und an dritter Stelle mit Körperverletzungsdelikten registriert. Die bis-
her dargestellten Deliktsstrukturen (s. Abschnitt 8.1) entsprechen am deutlichsten der Delikts-
struktur der heterogenen Gruppe der Asylbewerber*innen, was daran liegt, dass die meisten er-
fassten Fälle im Datensatz mit tatverdächtigen Asylbewerber*innen erfasst wurden (s. Abschnitt 
3.2.1). Daher wird hier nicht explizit auf diese Gruppe eingegangen. 

In den Deliktsstrukturen der Geflüchteten zeigte sich, dass Schutzberechtigte verhältnismäßig 
häufiger wegen einfacher Körperverletzung, Ladendiebstahl oder Sozialleistungsbetrug regis-

                                                           
45 Von den Mitarbeiter*innen des Projektes wurden Anstrengungen unternommen die Zugangszahlen von Ge-
flüchteten auf der Aggregatebene zu ermitteln, jedoch konnten die gewünschten Daten von den Behörden aus 
Kapazitätsgründen nicht generiert werden. 
46 Ausführlich dazu Goeckenjan et al. 2020 (im Erscheinen). 
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triert wurden als andere Geflüchtetengruppen. Diese Deliktsstruktur weist bezüglich des Laden-
diebstahls und des Sozialleistungsbetrugs auf sog. Subsistenzkriminalität hin. Auch wenn ein ge-
nereller Zugang zum Arbeitsmarkt besteht, bedeutet das nicht, dass dieser auch genutzt wird 
bzw. Arbeitsangebote vorliegen. Wenn Schutzberechtigte aus Kriegs- und Krisengebieten einen 
Arbeitsplatz gefunden haben, so sind diese vorwiegend den Branchen der Gebäudereinigung oder 
Gastronomie zuzuordnen (vgl. Kiziak et al. 2019). Geflüchtete integrieren sich deutlich später als 
andere Migrantengruppen in den Arbeitsmarkt, was mit den mangelnden beruflichen Qualifikati-
onen in Verbindung gebracht wird. Erst nach 15 Jahren egalisieren sich die Unterschiede zu an-
deren Migrantengruppen (vgl. Brücker et al. 2015). Die erhöhte Erfassung von einfachen Körper-
verletzungsdelikten innerhalb der Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit bedeutet im 
Umkehrschluss im Verhältnis weniger erfasste gefährliche Körperverletzungsdelikte als bei den 
anderen Gruppen. Schutzberechtigte fielen demnach also mit einem geringeren Anteil gefährli-
cher Körperverletzungen auf. Zudem zeigen Glaubitz & Bliesener (2019) in ihrer nach einzelnen 
Aufenthaltstiteln differenzierenden Analyse, dass Personen mit einer Aufenthalts- oder Nieder-
lassungserlaubnis, zu denen nach der PKS auch Arbeitnehmer*innen, Studierende oder Gewer-
betreibende zählen, in Schleswig-Holstein seltener als Tatverdächtige registriert werden als Per-
sonen, die geduldet werden oder in einem Asylverfahren sind (S. 158). Eine These der Autoren 
hierzu ist, dass Personen durch die Aufenthalts- oder Niederlassungserlaubnis positive Verände-
rungen in der Unterbringungs- und Lebenssituation erfahren. „Die mit der Anerkennung verbun-
denen Leistungen und Berechtigungen (Anrecht auf Beschäftigung, Fördermaßnahmen, Freizü-
gigkeit, Familiennachzug etc.) fördern die gesellschaftliche Integration und eine legale Lebens-
führung.“ (Glaubitz & Bliesener 2019: 159) 

In den Deliktsstrukturen zu tatverdächtigen Personen, deren Abschiebung vorübergehend aus-
gesetzt ist, wurden häufiger Vermögens- und Fälschungsdelikten und schwere Diebstahlsdelikte 
und weniger Körperverletzungsdelikte erfasst. Bei Geduldeten wurden weiterhin verhältnismä-
ßig mehr einfache Taschendiebstahlsdelikte und „weitere Betrugsarten“ als bei den anderen Ge-
flüchtetengruppen erfasst. Andere Studien zeigen ein ähnliches Bild dieser Geflüchtetengruppe, 
mit den Diebstahlsdelikten an der Spitze, gefolgt von den Vermögens- und Fälschungsdelikten, 
den Rohheitsdelikten und Straftaten gegen die persönliche Freiheit und an vierter Stelle den Be-
trugsdelikten (vgl. Haverkamp 2016: 81f.). Diese Deliktsstruktur deutet mit dem verhältnismäßig 
erhöhten Aufkommen von unterschiedlich schweren Diebstahls- und Betrugsdelikten auf andere 
Subsistenzkriminalität als bei den Schutzberechtigten hin. Anzunehmen ist, dass der sich alle 
drei Monate wiederholende Zyklus des Wartens auf die nächste Duldung bzw. Abschiebung oder 
(unwahrscheinlichere) Aufenthaltserlaubnis und der damit verbundene eingeschränkte Zugang 
zum Arbeitsmarkt und die Unterbringung in einer Asylbewerberunterkunft Diebstahlsdelikte – 
insbesondere Taschendiebstahl und Betrugsdelikte – befördert. So beschreibt auch Walburg 
(2016) für diese Geflüchtetengruppe, dass aufgrund eines eingeschränkten Zugangs „zum Ar-
beitsmarkt, und zu Bildungsangeboten, geringen materiellen Ressourcen sowie fehlenden Per-
spektiven“ (S. 20), diese Deliktsstruktur nicht verwundern sollte. 

Auch Personen ohne legalen Aufenthaltstitel wurden ähnlich den Personen, deren Abschiebung 
vorübergehend ausgesetzt ist, häufiger mit Vermögens- und Fälschungsdelikten und schweren 
Diebstahlsdelikte und weniger mit Körperverletzungsdelikten erfasst. Nach Albrecht (2006) gibt 
es zwei Hypothesen in Bezug auf die strafrechtliche Auffälligkeit von Personen ohne legalen Auf-
enthaltstitel. Zum einen begehen Personen ohne legalen Aufenthaltstitel weniger Kriminalität, 
um nicht aufzufallen und dem Risiko einer Abschiebung zu entgehen (Abschreckungshypothese), 
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was Expert*innen in den Fokusgruppeninterviews für diese Gruppe ebenfalls annahmen. Zum 
anderen werden Personen ohne legalen Aufenthaltstitel in die Subsistenzkriminalität gedrängt, 
weil sie sich am Rande der Gesellschaft befinden und nicht durch soziale Netzwerke aufgefangen 
werden (Marginalisierungshypothese; Albrecht 2006: 67 f.). Im Datensatz deuteten Delikte (wie 
schwerer Diebstahl und Vermögens- und Fälschungsdelikte) auf die Marginalisierungshypothese 
hin, womit allerdings keine Aussage zur Abschreckungshypothese gemacht werden kann. An-
dere Studien (vgl. Glaubitz & Bliesener 2019; Engbersen et al. 2007) widersprechen der Abschre-
ckungshypothese, da dortige Ergebnisse auf eine erhöhte Registrierung von Personen ohne lega-
len Aufenthaltstitel hinweisen, wobei Engbersen et al. (2007) noch einmal innerhalb der Gruppe 
differenzieren. Einige der Personen ohne legalen Aufenthaltstitel haben keinen Zugang zu Sozi-
alkapital im Zielland und somit keinen Zugang zu formellen und informellen Institutionen (Eng-
bersen et al. 2007: 438) und genau diese Gruppe wird ihrer Meinung nach häufiger von der Polizei 
registriert. Auch in dem vorliegenden Datensatz lassen sich unterschiedliche Gruppen innerhalb 
dieser heterogenen Geflüchtetengruppe erkennen. Eine Teilgruppe der Personen ohne legalen 
Aufenthaltstitel wurde verhältnismäßig häufiger als andere registrierte Geflüchtetengruppen 
mit schweren Wohnungseinbruchsdiebstahlsdelikten sowie mit einem Wohnsitz im Ausland re-
gistriert. Speziell im Hinblick auf diese im Ausland gemeldete Teilgruppe innerhalb der Perso-
nengruppe ohne legalen Aufenthaltstitel könnte eine qualitative Studie von Wollinger & Jukschat 
(2017) nähere Auskünfte geben. Darin wurden Personen befragt, die als Täter mit einem Wohn-
sitz im Ausland mit einem Aufenthaltstitel oder als Asylbewerber wegen eines Wohnungsein-
bruchsdiebstahls verurteilt wurden.47 In der Studie wurden drei Gruppen von Wohnungseinbre-
chern unterschieden. Der erste Typ bricht in Wohnungen ein, weil sein ursprünglicher Plan in 
Deutschland ein regelkonformes Leben zu führen in ausweglosen und ökonomisch schwierigen 
Situationen endete. Der zweite Typ sieht in den Einbrüchen einen schnellen Weg zu Geld zu kom-
men. Und der dritte Typ identifiziert sich mit dieser Arbeit als „Berufseinbrecher“ (S. 117 f.). Die 
qualitative Studie von Wollinger & Jukschat (2017) zeigt, dass die Erforschung des Hellfeldes 
nicht nur mit quantitativen, sondern durch qualitative Methoden sinnvoll ergänzt werden sollte, 
um bspw. Binnendifferenzen innerhalb der Geflüchteten oder Nichtdeutschen, Tatmotive oder 
Tatverdächtigenstrukturen aufzuzeigen. 

Die Aufschlüsselung nach Aufenthaltstiteln konnte Hinweise auf die teils unterschiedliche De-
liktsstruktur liefern und zeigen, dass auch die Gruppen von Personen mit gleichen Aufenthaltsti-
teln in sich recht heterogen sind und vielfältige Lebenslagen und Perspektiven zusammenfassen. 
Es hat sich gezeigt, dass eine Differenzierung der Gruppen in zukünftigen Forschungen notwendig 
ist. Wenn die mit den unterschiedlichen Aufenthaltstiteln verbundenen rechtlichen Restriktionen 
und Möglichkeiten, wie Bleibeperspektive, Arbeitserlaubnis, Dauer des Aufenthaltstitels oder 
Wohnverpflichtungen, zusätzlich erhoben bzw. durch die Kombination anderer quantitativer oder 
qualitativer Informationen ergänzt werden könnten, wären differenziertere Aussagen und kom-
plexere Analysen zum Zusammenhang zwischen Kriminalitätsphänomenen in Bezug auf den 
Aufenthaltstitel – und der damit verbundenen sozialen Lage – von Geflüchteten oder anderen 
Gruppen möglich. 

                                                           
47 Hier wird bewusst nur die maskuline Form gewählt, weil in dieser Studie nur männliche Verurteilte befragt 
wurden. 



 
 

51 
 
 

8.4 Die Rolle der Asylbewerberunterkunft 

Insbesondere im Kontext Unterkunft wurden vermehrt Körperverletzungsdelikte registriert, wie 
es sich auch bei einer Auswertung der Hellfeldstatistiken aus Asylbewerberunterkünften in Bay-
ern zeigte (vgl. Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration 2020). Bei 
den Körperverletzungsdelikten in diesem Kontext wurde in knapp der Hälfte der Fälle die gleiche 
Staatsangehörigkeit beim Opfer wie bei der*dem Tatverdächtigen registriert. Erklärungsansätze 
hierfür liefern Ergebnisse qualitativer Studien, die die unsichere Lebens- und beengte Unterbrin-
gungssituation oder auch die fehlende Autonomie im Tagesablauf einer Unterbringung, bspw. bei 
der Essensauswahl, anführen (vgl. Althoff & de Haan 2004; Christ et al 2017; Engelmann & Rabe 
2017). Diese Ansätze wurden auch in den Fokusgruppeninterviews bestätigt. Dabei kann davon 
ausgegangen werden, dass bei den Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit die Anzeige-
wahrscheinlichkeit von Geflüchteten aus diversen Gründen gering war (vgl. Fluchtpunkt 6) und 
viele Delikte nicht erfasst wurden, ähnlich wie bei Diebstahlsdelikten in Unterkünften. Unter-
künfte können nach Aussagen der Expert*innen zum strafbaren Umgang mit Cannabis beitragen 
und diesen fördern. Dazu wurde in den Fokusgruppeninterviews berichtet, dass viele Fälle unter 
Vorgabe der Unterkunftsleitungen nicht an die Öffentlichkeit oder Polizei berichtet werden soll-
ten. 

8.5. Die Erfassung der Asylbewerberunterkunft im Projekt 

Die von uns durchgeführte Anreicherung der PKS-Daten mit Informationen aus den IGVP- und 
eCEBIUS-Datensätzen mit dem Ziel, Fälle in der Tatörtlichkeit Unterkunft zu identifizieren, hat 
sich als vielversprechender Ansatz erwiesen, der aber – zumindest in der Datenstruktur die die-
ser Analyse zu Grunde lag – mit erheblichen Unsicherheiten behaftet ist.48 Anzunehmen ist, dass 
die Fallzahl in Unterkünften wesentlich höher ist und in Zukunft detaillierter betrachtet werden 
sollte. Die Auswertung der Hellfelddaten mit der Kontextualisierung aus den Fokusgruppenin-
terviews hat einen explorativen Ein- und Überblick zu den erfassten Deliktstrukturen und dem 
möglichen Dunkelfeld in der Unterkunft geboten. Möglicherweise bietet das neue seit 2016 ein-
geführte Vorgangsbearbeitungssystem der Polizei NRW (vgl. MIK 2015: 4) bessere Möglichkeiten 
der Datenkombination unterschiedlicher polizeilicher Datensätze. Festzuhalten bleibt aber, dass 
Unterkunftsdaten bundesweit erhoben werden sollten,49 damit aussagekräftigere Statistiken zur 
Verfügung stehen, Verläufe der Kriminalitätsentwicklung von/bei Geflüchteten analysiert und 
passgenauere Präventionsmöglichkeiten in Unterkünften entwickelt werden könnten.50 Zu be-
denken ist aber auch, dass selbst in den Bundesländern, in denen es Gewaltschutzkonzepte für 
Unterbringungen gibt, diese nicht immer strikt umgesetzt werden (vgl. Landtag NRW 2019).Kri-
minalität von und gegen Geflüchtete sollte immer im Kontext der Asylbewerberunterkunft be-
trachtet werden. 

                                                           
48 Ausführlicher zur Datenstruktur und -qualität der verwendeten polizeilichen Datensätze Roy-Pogodzik et al. 
(2019). 
49 So wie in anderen Beiträgen zu Kriminalität und Migration schon gefordert, dazu Wetzels et al. (2018) und 
Haverkamp (2016). 
50 In Bezug auf Gewaltschutzkonzepte in Unterbringungseinrichtungen wurden in den vergangenen Jahren schon 
einige Präventionsmöglichkeiten vorgeschlagen, dazu Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend; United Nations Children´s Fund (2018). 
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8.6. Zur Qualität von Polizeidaten 

Bei der Beschreibung und der Diskussion der Ergebnisse wurden die zahlreichen Restriktionen 
des vorliegenden Datensatzes mehrfach erwähnt. In diesem Abschnitt sollen die Schwierigkeiten 
und Beschränkungen des Datensatzes und der daraus abgeleiteten Aussagen noch einmal zu-
sammengefasst werden. 

Auf die Probleme bei der Erfassung von Hellfeldkriminalität, insbesondere mit Bezug auf Nicht-
deutsche oder Geflüchtete, wurde an zahlreichen Stellen hingewiesen (vgl. Feltes 2016; Stein-
wand 2010). In dieser Analyse kam die Problematik hinzu, dass sog. „Kann-Angaben“ aus der 
PKS ausgewertet wurden, z.B. Drogen- und Alkoholeinfluss. Demnach wurden selten alkoholi-
sierte oder unter Drogeneinfluss stehende Geflüchtete als Tatverdächtige erfasst, was sich nicht 
mit medialen Berichten alkoholisierter randalierender Geflüchtete in Unterkünften deckt. In den 
Fokusgruppeninterviews wurde uns berichtet, dass „Kann-Angaben“ in der polizeilichen Erfas-
sung äußerst ungenau erfasst werden, was mit mangelnder Zeit bzw. mangelnden personellen 
Ressourcen begründet wurde. In den Fokusgruppeninterviews mit Polizeivertreter*innen wurde 
darauf hingewiesen, dass die Erfassung der Aufenthaltstitel und die damit zusammenhängende 
Zuordnung als „Zuwanderer“ – das Schlagwort wurde in dieser Analyse nicht berücksichtigt – 
sehr fehleranfällig sei. Polizeivertreter*innen der befragten Polizeidirektionen gaben an, dass bei 
nachträglicher Überprüfung dieser Angaben ca. 10 % der erfassten Fälle offensichtliche Fehler 
in der Erfassung des „Zuwandererbegriffs“ aufwiesen und diese nur mit einem erhöhten Perso-
nalaufwand korrigiert werden könnten. Die Analyse des vorliegenden Datensatzes zeigte, dass 
etwa 9 % der Tatverdächtigen im vorliegenden Datensatz mit der Staatsangehörigkeit der zehn 
häufigsten Fluchtherkunftsländer erfasst wurden, diese Tatverdächtigen aber in der PKS nicht 
mit dem polizeilichen Begriff des „Zuwanderers“ bzw. mit dem zugehörigen Aufenthaltstitel er-
fasst wurden. 

Auch die Qualität der anderen erhobenen polizeilichen Datensätze – IGVP und eCEBIUS – zeigte, 
dass insbesondere sich aus den eCEBIUS-Daten keine belastbaren Aussagen z.B. für politische 
Entscheidungen generieren lassen (vgl. Roy-Pogodzik et al. 2019). 

Insgesamt wurde uns in den Fokusgruppeninterviews und dem Symposium unseres Projektes 
am 07. Juni 2018 in Bochum von Vertreter*innen der Polizei mehrfach bestätigt, dass die PKS-
Daten und vor allem die anderen polizeilichen Datensätze zu geringe Validität aufweisen, um auf 
dieser Grundlage Handlungsempfehlungen für Polizei und Politik zu formulieren. Wenn polizeili-
che Datensätze genutzt werden, dann sollte dies möglichst in Kombination mit anderen nicht 
polizeilichen Datensätzen wie der Strafverfolgungsstatistiken, Angaben aus dem Ausländerzent-
ralregister oder mit qualitativen Daten geschehen. Erst dann könnten verlässlichere Aussagen 
zur Hellfeldkriminalität formuliert werden, die über den Tatverdacht hinausgehen (vgl. BMI & 
BMJ 2006; Heinz 2017a; Wetzels et al. 2018). 

Eine Konsequenz aus dieser mangelnden Datenqualität ist, dass es keine wirklich verlässlichen 
Aussagen zur Kriminalität von Geflüchteten gibt. Daher werden entsprechende Informationen 
von der Öffentlichkeit häufig nicht akzeptiert oder Angaben werden angezweifelt. 

 



 
 

53 
 
 

9. Forschungsdesiderate und Handlungsempfehlungen 

Aus unseren Forschungsergebnissen können unterschiedliche Maßnahmen abgeleitet werden 
um das Phänomen der Kriminalität im Kontext von Flucht besser zu verstehen und gezielte prä-
ventive Maßnahmen zu entwickeln.51 

Methodische Empfehlungen: 

• Polizeiliche Datensätze (hier konkret PKS; eCEBIUS und IGVP) sollten so strukturiert sein, 
dass sie intern verbunden und ausgewertet werden können, um Kriminalitätsentwicklun-
gen und Probleme in der Gesellschaft, die der Polizei bekannt werden, auch regional, aus 
verschiedenen Blickwinkeln (Anzeige, Notruf, Einsatzgeschehen) und in ihrer Verfahrens-
entwicklung zu analysieren. Die Qualität der Daten und die Validität der Dateneingabe 
sollte regelmäßig und systematisch geprüft werden. 

• Die Datensätze sollten nach einer möglichst auch bundesweiten Vereinheitlichung der 
Wissenschaft für Analysen und Auswertungen zur Verfügung stehen. 

• Polizeiliche Daten sollten mit nicht-polizeilichen und/oder mit qualitativen Daten regional 
kombiniert werden, um mehrdimensionale Informationen zu Tatverdächtigen und De-
liktsstrukturen zu gewinnen. 

• Beispiel: Für die Tatörtlichkeit Unterkunft könnte eine qualitative Analyse der Dokumen-
tationsverläufe des Tagesgeschehens in Unterkünften erhoben werden. Zusätzlich könn-
ten Interviews mit Mitarbeiter*innen der Unterkünfte sowie Geflüchteten geführt werden. 

Inhaltliche Empfehlungen: 

• Zur Viktimisierung von Geflüchteten besteht gegenwärtig noch erheblicher Forschungs-
bedarf (vgl. Wetzels et al. 2018), sowohl was den Umfang der Viktimisierung, als auch 
deren Folgen anbetrifft. Dazu sind auch Analysen der Tatörtlichkeit Unterkunft unerläss-
lich. Das Projekt wird Befunde aus Befragungen von Geflüchteten zu ihren Viktimisie-
rungserfahrungen auf der Flucht sowie in Deutschland in seinem Abschlussbericht ver-
öffentlichen. 

• Durch deliktsspezifische Dunkelfeldbefragungen z.B. zur häuslichen Gewalt oder zu 
Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung kann das Dunkelfeld besser einge-
schätzt werden. 

• Durch Befragungen zur Einstellung von Geflüchteten zur Polizei sowie zum Anzeigever-
halten dieser Personen (auch deliktsspezifisch) lassen sich Ergebnisse aus dem Hellfeld 
in Bezug auf das Dunkelfeld besser einordnen. 

• Tatverdächtige Geflüchtete sollten anhand ihrer (fehlenden) Aufenthaltstitel differen-
ziert betrachtet werden. Die mit dem Aufenthaltstitel verbundenen rechtlichen Restrikti-
onen bzw. Möglichkeiten, wie Bleibeperspektive, Arbeitserlaubnis, Dauer des Aufent-
haltstitels oder Wohnverpflichtungen, sollten zusätzlich erhoben werden, um differen-
zierte Aussagen treffen und Analysen zum Zusammenhang zwischen Kriminalität und 
Aufenthaltstitel und der damit verbundenen sozialen Lage von Geflüchteten durchführen 
zu können. 

                                                           
51 Der Rat für Sozial- und Wirtschaftsdaten hat Februar 2020 bereist (wiederholt) Handlungsempfehlungen für 
die Weiterentwicklung der PKS benannt, u.a. eine erweitere Geschädigtenerfassung und eine Einführung weite-
rer Schadensschwereindizes (vgl. RatSWD 2020: 22). 
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Politische Empfehlungen: 

• Durch eine transparente Kommunikation der Polizeiarbeit und feste Ansprechperso-
nen/Vertrauenspersonen innerhalb einer Polizeidienststelle für eine Unterkunft könnten 
bei Geflüchteten, die schlechte Erfahrungen mit der Polizei gemacht haben, Vertrauen 
geschaffen werden. Auf diese Weise könnten bestimmte Delikte wie Diebstähle eher im 
Hellfeld sichtbar werden. 

• Vielfältige Angebote von verschiedenen Projektträgern können ein bedarfsgerechtes An-
gebot ermöglichen, um der heterogenen Gruppe von Geflüchteten mit zielgruppenspezi-
fisch aufbereiteten Informationen mehr Sicherheit zu geben und ihnen bei der Anpassung 
an die jeweiligen Bedingungen der Unterbringung zu helfen. 

• Das Asyl- und Aufenthaltsrecht sollte den Lebenssituationen von Geflüchteten in Unter-
künften oder dezentralen Unterbringungen so angepasst werden, dass ein autonomes 
und partizipatives Leben in der der Gesellschaft möglich ist. 
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Anhang: Glossar für die genannten Straftaten in den Abbildungen 

Verweis Delikt StGB PKS-Schlüssel  
(Stand Richtlinien 2017) 

01 Diebstahl § 242  

01 Einfacher Diebstahl aus Kiosken, 
Verkaufsräumen etc. und Laden-
diebstahl 

§ 242 325000 bis 335000 

01 Sonstiger einfacher Diebstahl § 242 300010 bis 300100 u. 

300400 bis 305000 u. 

305000 bis 311000 u. 

345000 bis 350000 u. 

371000 bis 390000 

01 Einfacher Taschendiebstahl § 242 390000 u. 390500 

01 Einfacher Diebstahl aus Hotels, 
Gaststätten und Kantinen 

§ 242 316000 bis 325000 

02 Besonders schwerer Fall des 
Diebstahls 

§ 243  

02 Einfacher Diebstahl aus KFZ § 243 Abs. 1 
S. 1 

350000 und 371000 

01/02 Einfacher Diebstahl von Kraftwa-
gen, Mopeds, Krafträdern, Fahr-
rädern 

§ 242 

§ 243 Abs. 1 
S. 2 

300110 bis 300400 

02 Einfacher Diebstahl aus Dienst-, 
Büro- und Lagerräumen u.ä. 

§ 243 Abs. 1 
S. 1 

311000 bis 316000 

03 Diebstahl mit Waffen; Banden-
diebstahl; Wohnungseinbruch-
diebstahl 

§ 244  

03 Einfacher Diebstahl aus Wohnun-
gen und Kellerräumen 

§ 244 Abs. 1 
S. 3; Abs. 3 

335000 bis 345000 

04 Erschleichen von Leistungen § 265a  515079 

04 Beförderungserschleichung § 265a Abs. 
1 

515001 

05 Urkundenfälschung § 267 540001 u. 540003 bis 541000 

06 Mittelbare Falschbeurkundung § 271 540002 

07 Betrug § 263  

07 Weitere Betrugsarten § 263 517600 und 517900 bis 520000 
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07 Warenbetrug und Warenkreditbe-
trug 

§ 263 Abs. 1  510000 bis 513000 

07 Sozialleistungsbetrug § 263 Abs. 1 517800 

08 Unterschlagung § 246  

08 Veruntreuungen und Unterschla-
gungen 

§ 246 520000 bis 540000 

09 Computerbetrug § 263a  

09 Computerbetrug (mittels unbarer 
Zahlungsmittel) 

§ 263a Abs. 
1 

516000 bis 517000 u. 

517500 bis 517600 

10 Versicherungsmissbrauch § 265  

07/10 Leistungsbetrug und Versiche-
rungsmissbrauch  

§ 263 Abs. 1 

§ 265  

517700 u. 517100 bis 517500 

11 Geldfälschung § 146  

12 Fälschung von Zahlungskarten, 
Schecks und Wechseln 

§ 152  

13 Insolvenzstraftaten §§ 283 a-d  

11/12/13 Geldfälschung, Fälschung von 
unbaren Zahlungsmitteln und In-
solvenzstraftaten 

§ 146 

§ 152 

§ 283 a-d 

541000 bis 600000 

14 Kapitalanlagebetrug § 264a  

14 Kapital- und Anlagebetrug § 264a 513000 bis 515000 

15 Körperverletzung § 223  

15 Einfache Körperverletzung § 223 224000 

16 Gefährliche Körperverletzung § 224 222010 u. 222110 

17 Fahrlässige Körperverletzung § 229 225000 

18 Misshandlung von Schutzbe-
fohlenen 

§ 225  

18 Misshandlung von Jugendlichen 
und Kindern 

§ 225 223001 u. 223100 

19 Beteiligung an einer Schlägerei § 231  

19 Beteiligung an einer Schlägerei 
ohne Todesfolge 

§ 231 222030 u. 222130 

20 Schwere Körperverletzung § 226 2220120 u. 222120 u. 222040 

21 Körperverletzung mit Todes-
folge 

§ 227 221000 bis 222000 
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22 Sexueller Missbrauch Wider-
standsunfähiger 

§ 179 (weg-
gefallen) 

111400 u. 134000 

24 Sexueller Übergriff Widerstands-
unfähiger 

§ 177 Abs. 2 
S.1-2; 3; 4 

111400 u. 134000 

23 Sexueller Missbrauch von Kin-
dern und Jugendlichen 

§ 176 131000 bis 132000 u. 133000 

24 Sexueller Übergriff; sexuelle 
Nötigung; Vergewaltigung 

§ 177  

24 (Sonstige) sexuelle Nötigung § 177 Abs. 1, 
5 

112000 

24 Vergewaltigung (überfallartig) § 177 111200 u. 111300 

24 Vergewaltigung überfallartig 
(Einzeltäter) 

§ 177 111100 

25 Exhibitionistische Handlungen § 183  

26 Erregung öffentlichen Ärgernis-
ses 

§ 183a  

25/26 Exhibitionismus und Erregung öf-
fentlichen Ärgernisses 

§ 183 

§ 183a 

132000 bis 133000 

27 Verbreitung, Erwerb, Besitz und 
Herstellung kinder- und ju-
gendpornografischer Schriften 

§ 184a 

§ 184b 

143200 bis 200000 

28 Ausübung der verbotenen 
Prostitution 

§ 184f 140010 

29 Jugendgefährdende Prostitu-
tion 

§ 184g 140020 

28/29 Delikte im Bereich der Prostitu-
tion und Zuhälterei 

§ 184f 

§ 184g 

140000 bis 143000 

30 Sexuelle Belästigung § 184i 114000 

31 Verbreitung pornografischer 
Schriften 

§ 184 143000 bis 143200 

32 Sexueller Missbrauch von 
Schutzbefohlenen pp., unter Aus-
nutzung einer Amtsstellung oder 
eines Vertrauensverhältnisses 

§§ 174, 
174a-c 

113000 bis 114000 

 Straftaten im Bereich des BtMG BtMG §§ 29, 
29a, 30, 30a, 
30b 

 

33 Konsumnah: Cannabis BtMG § 29 731800 
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34 Handel: Cannabis BtMG § 29a 
Abs. 2 

732810 u. 732820 u. 733800 

33 Konsumnah: Kokain, Ampheta-
min, Heroin und sonstige BtM 

BtMG § 29 731202 u. 731601 u. 731602 u. 
731100 u. 731900 

35 Sonstige Delikte: Cannabis BtMG §§ 30, 
30a, 30b 

734818 u. 734828 u. 734848 

35 Sonstige Delikte: Kokain, Amphe-
tamin; Heroin und sonstige BtM 

BtMG §§ 30, 
30a, 30b 

734812 u. 734822 u. 734842 u. 
734816 u. 734826 u. 734846 u. 
734811 u. 734821 u. 734841 u. 
734819 u. 734829 u. 734849 
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